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Dekarbonisierung des deutschen Energiesystems durch 
sinkenden oder steigenden Stromverbrauch?
Andrej Guminski und Serafin von Roon

Spätestens seit der Veröffentlichung des Entwurfs zum „Klimaschutzplan 2050“ und des „Grünbuch Energieeffizienz“ ist 
klar, dass die Bundesregierung auf die Elektrifizierung des Wärme- und Verkehrssektors setzt, um den Anteil der erneuerba-
ren Energien in diesen Sektoren zu steigern. Dieser Schritt ist nicht unumstritten und stellt einen Paradigmenwechsel in Wis-
senschaft und Politik dar, denn auf einmal rückt die Senkung des Bruttostromverbrauchs in den Hintergrund. Es gilt jetzt, 
klar zu trennen zwischen dem herkömmlichen Stromverbrauch, der weiterhin auf Energieeinspar- und -effizienzpotenziale 
hin untersucht werden muss, und dem neuen, hier Koppelstrom genannten Stromverbrauch, welcher in Kauf genommen 
wird, um die Ziele der Energiewende zu erreichen. Da die Betrachtung der Energiewende als rein nationales Projekt zu kurz 
greift, verdienen mögliche positive und negative Effekte des European Union Emissions Trading System (EU ETS) in Bezug 
auf diese Neuausrichtung besondere Beachtung.

sektor der Ausbau der EE auf Zielkurs liegt. 
Die Behandlung der Sektoren als unabhän-
gige Komponenten des Energiesystems 
führt also bisher nur zu einem Teilerfolg. 
Nach aktuellem Wissenstand wird diese 
Betrachtungsweise auch weiterhin nicht zu 
den gewünschten THG-Reduktionen führen.

Im Diskussionspapier „Grünbuch Energieef-
fizenz“, erschienen im August 2016, schlägt 
das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie (BMWi) daher eine andere Richtung 
ein: „Um die Dekarbonisierung (…) zu er-
reichen, ist der Einsatz von erneuerbarem 

Strom in allen Sektoren notwendig“ [3]. Dies 
kann durch Methoden der Sektorkopplung 
wie z.  B. die Elektrifizierung von Endver-
brauchern oder Power-to-Gas (PtG) erreicht 
werden. Da die Sektorkopplung zu einer 
Erhöhung des Stromverbrauchs führt, steht 
diese jedoch in direktem Konflikt zum Ziel 
der Bundesregierung, bis 2050 eine Sen-
kung des Bruttostromverbrauchs um 25  % 
gegenüber 2005 zu erreichen [2, 4].

In Bezug auf diesen Zielkonflikt muss dif-
ferenziert argumentiert werden. Es bedarf 
in Zukunft einer Unterscheidung zwischen 

Die Begrenzung der Erderwärmung auf 
1,5 °C, im Vergleich zur Durchschnittstem-
peratur vor der Industrialisierung, wur-
de durch das Klimaabkommen von Paris 
(COP21) im Dezember 2015 als offizielles 
Ziel anerkannt [1]. Bei der Übersetzung 
dieser Vorgabe in nationale Ziele und Maß-
nahmen kommt es jedoch zu Zielkonflikten. 
Besonders kontrovers diskutiert wird in 
Deutschland die zukünftige Entwicklung 
des Stromverbrauchs.

Emissionen und Stromver-
brauch senken – Zielkonflikt?

Da der Atomausstieg bis 2022 feststeht und 
die Carbon Capture and Storage-Technologie 
in Deutschland vorerst nicht zum Zuge kom-
men wird, muss der Anteil der erneuerba-
ren Energien (EE) am Bruttoendenergiever-
brauch (BEEV) bis 2050 auf 60  % steigen, 
um die Ziele der Bundesregierung bei der 
Reduktion der Treibhausgase (THG) reali-
sieren zu können [2]. Durch die Beschlüs-
se der COP21 ist dieses Ziel mittlerweile 
als eine untere Grenze anzusehen. Um den 
Anteil der EE mindestens auf dieses Niveau 
anzuheben, muss sowohl im Stromsektor 
als auch im Wärme- und Verkehrssektor der 
Anteil der EE am BEEV steigen.

Bei isolierter Betrachtung der Sektoren ist 
hierfür eine Kombination aus Effizienzmaß-
nahmen und der direkten Verwendung von 
EE notwendig [3]. Abb. 1 zeigt, dass der 
Anteil der EE am BEEV in Wärme- und Ver-
kehrssektor stagniert, während im Strom-

  Maßnahmen zur Energieeffizienz und Sektorkopplung sollten in erster Linie als Mittel zur Dekarbo-
nisierung betrachtet werden Foto: denisismagilov | Fotolia.com
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herkömmlichem und dem durch die Sek-
torkopplung zusätzlich entstehenden „Kop-
pelstrom“. Auch wenn schon jetzt abseh-
bar ist, dass das Ziel der Bundesregierung 
zur Senkung des Stromverbrauchs nicht 
erreicht wird, müssen die Bemühungen, 
den herkömmlichen Stromverbrauch durch 
Energieeinsparungs- und Effizienzmaßnah-
men weiter zu senken, aufrechterhalten 
werden. Gleichzeitig darf dieses Ziel – im 
Sinne der Reduktion der THG-Emissionen 
– kein Hemmnis für die Implementierung 
von Methoden zur Sektorkopplung darstel-
len. Eine Anpassung der Zielsetzung, die 
zwischen herkömmlichem Stromverbrauch 
und Koppelstrom unterscheidet, ist folglich 
wünschenswert.

Herkömmlicher Stromver-
brauch – reichlich Effizi-
enzpotenzial vorhanden

Die Identifikation von Energieeffizienz und 
–einsparpotenzialen beim herkömmlichen 
Stromverbrauch erfordert eine Detailanaly-
se. Abb. 2 zeigt, welche Anwendungsarten 
in den Sektoren Verkehr, Industrie, Haus-
halte und Gewerbe, Handel und Dienstleis-
tungen (GHD) momentan elektrisch betrie-
ben werden.

Verkehr

Der Strom (~10  TWh) im Verkehrssektor 
wird hauptsächlich vom Güter- und Perso-
nenschienenverkehr verbraucht. Elektri-
sche Straßenfahrzeuge (ESF) sind statistisch 
gesehen noch keine relevanten Verbraucher 
in diesem Sektor. Gemessen am gesamten 

elektrischen EEV sind die Einsparpotenzia-
le im Verkehrssektor vernachlässigbar [5].

Industrie

Die Industrie ist mit einem Anteil von 44 % 
am gesamten elektrischen Endenergiever-
brauch (EEV) das Energieverbrauchsseg-
ment mit dem höchsten Stromverbrauch. 
Hauptanwendungen für elektrische Ener-
gie sind Querschnittstechnologien wie z. B. 
Kompressoren und Ventilatoren und indust-
riesegment-spezifische Prozesstechnologien 
wie Elektrolyseure und Elektrolichtbogen-
öfen [6].

Abb. 3 zeigt, dass sich bei den branchen-
übergreifenden Querschnittstechnologien 

zum Teil erhebliche Effizienzpotenziale he-
ben lassen. Erfahrungen aus den Lernenden 
Energieeffizienznetzwerken (LEEN) der FfE 
GmbH zeigen, dass die individuellen Effizi-
enzmaßnahmen zu erheblichen Einsparun-
gen beim Stromverbrauch führen können.

Haushalte

In Deutschlands 40,3  Mio. Haushalten sind 
Kühlschränke, Spülmaschinen, Wäschetrock-
ner und Fernseher Beispiele für Geräte, die 
für einen hohen Anteil am Stromverbrauch 
stehen [7]. Unter Einbezug sämtlicher elek-
trischer Verbraucher sind laut der Green-
peace-Studie „Klimaschutz: Der Plan“ im 
Haushaltsbereich Stromeinsparungen von 
ca. 34 % bis 2050 möglich [8].

Abb. 2 Endenergieverbrauch nach Anwendungsarten und Energiever-
brauchssegment in TWh [19]

Abb. 3 Energieeffizienzpotenziale von Querschnittstechnologien in der In-
dustrie [20]

Abb. 1 Anteil erneuerbarer Energien am Bruttoendenergieverbrauch nach Sektoren in TWh [17, 18]
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Gewerbe, Handel, Dienstleistungen

Der Gewerbe, Handel, Dienstleistungen 
(GHD)-Sektor umfasst elektrische Endanwen-
dungen wie z.  B. die Straßenbeleuchtung, 
Kompressoren, Pumpen und Ventilatoren für 
kleine und mittelständische Unternehmen 
sowie branchenspezifische Fahrzeuge wie 
Bagger und Traktoren [5]. Bis 2050 existiert 
gemäß Greenpeace ein Potenzial zur Strom-
einsparung durch Effizienzmaßnahmen (z. B. 
Einsatz von LED Leuchten bei der Straßenbe-
leuchtung) von 29 % [8].

In den Verbrauchssegmenten Industrie, 
Haushalte und GHD existieren mit Blick auf 
den herkömmlichen Stromverbrauch Ener-
gieeffizienzpotenziale, deren Realisierung 
weiterhin angestrebt werden sollte. Bei der 
Analyse der Potenziale muss, unabhängig 
vom Verbrauchssegment, jedoch die Möglich-
keit eines Rebound-Effektes berücksichtigt 
werden. Letzterer beschreibt das Phänomen, 
dass trotz der Umsetzung von Energieeffizi-
enzmaßnahmen und einhergehenden Kosten-
einsparungen der absolute Energieverbrauch 
nicht zurückgeht, weil die Energiedienstleis-
tung dafür intensiver genutzt wird. Die Höhe 
des Rebound-Effektes wird in der Wissen-
schaft kontrovers diskutiert. Werte von bis zu 
50 % werden für möglich erachtet [9].

Auch vor dem Hintergrund des in Zukunft 
anfallenden Koppelstromverbrauchs bleibt 
die Energieeffizienz maßgebend. Es muss 

sichergestellt werden, dass hocheffiziente 
Technologien zum Einsatz kommen, um die 
Rückwirkungen auf die Stromerzeugungssei-
te und die Netzinfrastruktur zu minimieren.

Koppelstrom – Elektrifizierung  
vor Power-to-Gas

Eine an der FfE durchgeführte Meta-Studi-
enanalyse einschlägiger Energieszenarien 
zeigt, dass sich zunehmend ein Paradig-
menwechsel in Wissenschaft und Politik 
vollzieht. In der Vergangenheit gab es nur 
vereinzelte Zielszenarien, die die Sektor-
kopplung und den einhergehenden Anstieg 
des Stromverbrauchs berücksichtigt haben 
(s. Abb. 4) [9, 10]. In diesen Szenarien wa-
ren jedoch die Wasserstofferzeugung und/
oder pessimistische Annahmen bei der 
Energieeffizienz für den Anstieg des Strom-
verbrauchs verantwortlich. Der Klima-
schutzplan-Entwurf 2050, aktuelle Energie-
szenarien und auch Teile der momentanen 
Gesetzgebung zeigen, dass in Zukunft mit 
einem steigenden Strombedarf aufgrund hö-
herer Elektrifizierung zu rechnen ist.

Klimaschutzplan-Entwurf 2050

Der Entwurf des Klimaschutzplans 2050 
vom 21.6.2016 beschreibt die Elektrifizie-
rung des Wärme- und Verkehrssektors als 
zentralen Baustein der Sektorkopplung. Es 
wird von einem zusätzlichen Strombedarf 
durch die Sektorkopplung bei „(…) gleich-

zeitigen Anstrengungen zur Steigerung der 
Energieeffizienz (…)“ von 200–250 TWh bis 
2050 ausgegangen [11].

Aktuelle Studie zur Sektorkopplung

Im Vergleich zur Substitution fossiler End-
energie durch direkte Elektrifizierung kommt 
es bei der Verwendung von PtG, bei gleich-
bleibender Anwendungsleistung, zu einem 
wesentlich höheren Stromverbrauch. Dies ist 
bedingt durch die Umwandlungsverluste bei 
der Wasserstoff- und Methanerzeugung (ca. 
35 %). Unter der Annahme, dass der gesam-
te fossile EEV nach Abzug der Potenziale für 
Biomasse, Solarthermie und Geothermie in 
Deutschland durch PtG gedeckt wird, steigt 
der Stromverbrauch auf ca. 3.000  TWh im 
Jahr 2040. Erfolgt die Substitution durch den 
Einsatz effizienter elektrischer Endanwen-
dungen wie Wärmepumpen und ESF so steigt 
der Stromverbrauch auf ca. 1.300 TWh [12].

Die Kurzanalyse zeigt, dass bei einer Sektor-
kopplung durch Elektrifizierung von Endver-
brauchern der Koppelstrom einen Ausbau 
der EE zur Stromerzeugung erforderlich 
machen würde, welcher die aktuellen (am-
bitionierten) Ausbaupläne um ein Vielfaches 
überschreiten würde. Bei einer Kopplung der 
Sektoren durch PtG wäre der Bedarf an zu-
sätzlichem Strom aus EE sogar noch höher.

Der zukünftige Beitrag der Energieeffizienz 
wird hierdurch verdeutlicht. Im Falle einer 
starken Sektorkopplung sinkt zwar der po-
tenzielle Beitrag der Energieeffizienz zur 
THG-Vermeidung. Die Energieeffizienz trägt 
ab diesem Zeitpunkt jedoch maßgeblich zur 
Verringerung des nötigen EE-Zubaus im 
Stromsektor bei. Folglich kommt auch bei 
der Sektorkopplung dem Effizienzgedanken 
eine Schlüsselrolle zu [12].

Projekt Merit-Order der Energie-
speicher 2030 (MOS2030)

Die Ergebnisse des FfE-Projektes MOS2030 
zeigen, dass im Sinne eines kostenoptimier-
ten Einsatzes der Methoden zur Sektorkopp-
lung, PtH auch noch 2030 vor PtG liegen 
wird. Die Methoden der Elektrifizierung 
stellen zudem vergleichsweise günstige 
Flexibilität für das Stromsystem zur Verfü-
gung. Für zusätzliche klassische Stromspei-
cher besteht bis 2030 keine Notwendigkeit.

Abb. 4 Bruttostromverbrauch ausgewählter Energieszenarien zum Jahr 2030 und 2050 und historischer 
Verlauf 1990 bis 2014 in TWh [7, 10, 19, 21, 22, 23]
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Aktuelle Gesetzgebung

Auch von regulatorischer Seite wird die 
Elektrifizierung der Endverbraucher bereits 
seit einiger Zeit an verschiedenen Stellen 
gefördert:

 §  13 Abs. 6a EnWG (Entwurf): Förde-
rung des Einbaus von PtH-Modulen in Kraft-
Wärme-Kopplungsanlangen;

 §  14a EnWG: Reduzierte Netznut-
zungsentgelte für Nutzer von vollständig 
unterbrechbaren Verbrauchseinrichtungen, 
die dem zuständigen Netzbetreiber das Ab-
schalten der Geräte (bspw. Wärmepumpe) 
bei kritischen Netzsituationen erlauben;

 Förderung von ESF, Hybrid- und Brenn-
stoffzellenfahrzeugen [13]; 

 Förderung Wärmepumpe [14]. 

Substitutionspotenziale 
bei Wärme und Verkehr

Um die politische Diskussion anzureichern 
und eine aus System- und Akteurssicht mög-
lichst kosteneffiziente Kopplung der Sek-
toren zu ermöglichen, müssen wirtschaft-
liche Substitutionspotenziale identifiziert 
werden. Hierzu bedarf es einer Analyse der 
Anwendungsstruktur des fossilen EEV. Aus-
gangspunkt der Analyse ist das theoretische 
Substitutionspotenzial (TSP), dargestellt in 
Abb. 5. Das TSP ergibt sich aus dem EEV ab-
züglich des bereits elektrischen oder erneu-
erbaren EEV und zeigt somit auf, für welche 
Anwendungsarten fossiler EEV anfällt.

Aus Abb. 5 wird ersichtlich, dass das TSP 
1.741  TWh beträgt. Ca. 60  % hiervon ent-
fallen auf fossil betriebene Wärmeerzeuger 
und 40  % auf konventionelle Verkehrsleis-
tungen. Mit Blick auf eine möglichst effi-
ziente Substitution drängen sich vor allem 
die Wärmepumpe und das ESF als Substitu-
tionstechnologien auf. Abb. 6 verdeutlicht 
die Effizienzvorteile, die diese Technologien 
im Vergleich zu den konventionellen Alter-
nativen aufweisen. Dies zeigt, dass die Sek-
torkopplung auch aus Energieeffizienzsicht 
erstrebenswert sein kann.

Die Elektrifizierungspotenziale sind jedoch 
begrenzt. Eine von der FfE GmbH durchge-
führte Kurzstudie zu den Elektrifizierungs-
potenzialen in der Industrie hat ergeben, 
dass die Potenziale der Wärmepumpe im 

Bereich der Prozesswärmebereitstellung 
durch die häufig sehr hohen Temperaturan-
forderungen begrenzt sind [15]. Wird statt 
einer Wärmepumpe ein Heizstab und/oder 
Elektrodenheizkessel verwendet, führt die 
Elektrifizierung aufgrund der vergleichs-
weise geringen Wirkungsgrade zu erheb-
lichen Mehrkosten aus Akteurssicht. Dies 
schränkt das wirtschaftliche Elektrifizie-
rungspotenzial stark ein [16].

Elektrifizierung in einem 
funktionsfähigen EU ETS

Bei einer Realisierung der Substitutions-
potenziale durch Elektrifizierung (oder 

durch andere Methoden der Sektorkopp-
lung) entstehen Rückwirkungen auf die 
Stromerzeugungsseite und die Netzin-
frastruktur. Unter den aktuellen Bedin-
gungen führt jede zusätzlich verbrauch-
te Einheit Strom in der Regel dazu, dass 
mehr Strom aus fossilen Kraftwerken in 
das Netz gespeist werden muss. Diese 
Erhöhung des Stromverbrauchs muss zu-
sätzlichen EE-Ausbau induzieren. Sogar 
in der Grenzwertbetrachtung führt die 
Elektrifizierung der Bereiche Wärme und 
Verkehr nicht zu einer Erhöhung der Ge-
samtemissionen, da die Emissionen der 
Stromerzeugungsseite durch das EU ETS 
gedeckelt werden.

Abb. 5 Theoretisches Substitutionspotenzial (TSP) nach Energieverbrauchssegmenten für 2014 in TWh 
[19]

Abb. 6 Effizienzgewinne durch Elektromobilität und Wärmepumpe [24]
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Wird bspw. der Verkehrssektor elektrifi-
ziert, so fallen die unmittelbaren Emissi-
onen der Verbrennungsmotoren weg. Es 
entstehen jedoch zusätzliche elektrische 
Verbraucher, deren Bedarf gedeckt werden 
muss. Folglich muss mehr Strom erzeugt 
werden. Da die Emissionen des Stromsek-
tors jedoch gedeckelt sind und nicht über 
ein bestimmtes Maß hinaus steigen dürfen, 
kann der erhöhte Stromverbrauch nicht zu 
Mehremissionen führen. Folglich werden 
die gesamten Emissionen der Verbren-
nungsmotoren eingespart, auch ohne dass 
der Verkehrssektor dem EU ETS unterliegt. 
Die gleiche Logik trifft auch auf die Elektri-
fizierung des Wärmesektors zu. Durch eine 
Einbindung des Wärme- und Verkehrssek-
tors in das EU ETS könnte die Realisierung 
der Substitutionspotenziale durch eine suk-
zessive Reduktion der zulässigen Emissi-
onen beschleunigt werden.

Energieeffizienz und 
Sektorkopplung

Die in diesem Artikel dargelegte Logik 
des Koppelstroms zeigt, dass sowohl im 
Bereich der Energieeffizienz als auch bei 
der Sektorkopplung erhebliche Potenziale 
existieren. Bei der Realisierung dieser Po-
tenziale muss die Reduktion der THG die 
ausschlaggebende Zielgröße darstellen. 
Folglich sollten Maßnahmen zur Energie-
effizienz und Sektorkopplung in erster 
Linie als Dekarbonisierungsmaßnahmen 
betrachtet werden.

Im Rahmen der Großprojekte „Dynamis“ 
(gefördert durch das BMWi) und „Syner-
gie“ (gefördert durch das Bundesministe-
rium für Bildung und Forschung) wird das 
Potenzial verschiedener Ausführungen der 
Elektrifizierung und der Sektorkopplung 
im Allgemeinen als Maßnahme zur THG-
Vermeidung und zur Steigerung der Flexi-
bilität in der Industrie in Zukunft an der FfE 
eingehend untersucht.
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„Sinken die Preise für CO2-Emissionen aufgrund nationaler Politiken, werden 
Zertifikate, die beispielsweise in Deutschland nicht mehr gebraucht werden, von 
anderen aufgekauft und das CO2 wird einfach woanders emittiert. Die gesamten 
Emissionen verringern sich entsprechend nicht. Verstärkend kommt hinzu, dass 
wir eine sehr starke Volatilität der Politiken auf nationaler Ebene verzeichnen, 
die sich entsprechend auf das EU-ETS auswirken. Das vor allem verunsichert In-
vestoren.

Prof. Dr. Karen Pittel, Leiterin des Zentrums für Energie, Klima und erschöpfba-
re Ressourcen, ifo Institut; Professorin für Volkswirtschaftslehre, Ludwig-Maxi-
milians-Universität München

Klimapolitik, Emissionshandel und Carbon-Leakage
Die Ratifizierung des Pariser Klimaabkommens in verschiedenen Ländern schreitet rasch voran. Was kann man von „Paris“ 
erhoffen, was nicht? Der Europäische Emissionshandel (EU-ETS) steht vor der Reform und Carbon-Leakage ist nach wie vor 
ein zentraler Punkt in klimapolitischen Debatten. Wie wird das alles von der Wissenschaft gesehen? Auch hier gibt es natür-
lich verschiedene Auffassungen. „et“ sprach mit der Wirtschaftswissenschaftlerin Karen Pittel vom ifo Institut in München 
über Perspektiven des EU-ETS, Carbon-Leakage und über die Problematik nationaler Sonderwege in der Klimapolitik. 

nen klimapolitischen Weg sehr langfristig durch-
halten kann. Im industriellen Bereich, der von der 
Carbon-Leakage-Liste nicht erfasst wird, führt das 
ETS zu einer Verteuerung der entsprechenden 
Produkte. Aber das ist ja gerade gewünscht. Wie 
lange dies durchzuhalten ist, ist zum Teil eine 
wirtschaftliche, aber vor allem auch eine poli-
tische Frage. Den Industrien, die durch Carbon 
Leakage gefährdet sind, wird über die erwähnte 
Liste ja gerade eine Entlastung gewährt. Solange 
diese Maßnahme die gefährdeten Branchen auch 
tatsächlich erfasst, sehe ich da wenig Probleme. 
Allerdings ist die jetzige Abgrenzung der Bran-
chen nicht unbedingt sachgerecht. 

Hinreichende Verbindlichkeit –  
grundsätzliches Problem  
der Klimapolitik

„et“: Wie schätzen Sie das Pariser Klimaabkom-
men ein? 

Pittel: Die jetzigen Vermeidungsziele reichen auf 
keinen Fall aus, um eine mögliche Erderwärmung 
auf 1,5 oder 2 Grad Celsius zu beschränken. Die 
Leistung von Paris liegt vor allem darin, dass erst-
mals alle Länder einer gewissen Deckelung ihrer 
Emissionen zugestimmt haben. Da es keine inter-
nationale Institution gibt, vor der man auf Einhal-
tung der Ziele klagen könnte, bleibt hinreichende 
Verbindlichkeit aber ein grundsätzliches Problem 
der Klimapolitik. Ich halte auch Hoffnungen für 
unrealistisch, dass die Reduktionsziele im Laufe 
der Zeit quasi automatisch verschärft werden. 

Damit Länder ihre Ziele weiter verschärfen, müs-
sen diese davon überzeugt sein, dass striktere 
Emissionsgrenzen in ihrem besten Interesse sind. 
Dass dies gerade in Entwicklungs- und Schwellen-
ländern in kürzerer Zeit zu erwarten ist, sehe ich 
eher kritisch. 

„et“: Was ist das Problem? 

Pittel: Im Gespräch mit Vertretern dieser Länder 
hört man öfter den Vorwurf, wir in den alten In-
dustrieländern seien nicht bereit, Verantwortung 
für den Klimawandel zu übernehmen, den wir 
verschuldetet hätten. Wir hätten die Früchte ge-
erntet und würden nun ressourcenreichen Län-
dern aufgrund strikter Klimaziele ihre eigenen 
Entwicklungschancen verbauen. Dieses Gefühl, 
unfair behandelt zu werden, darf man nicht unter 
den Tisch wischen. Deshalb sind unterstützende 
Maßnahmen schlicht notwendig. 

„et“: In welcher Form? 

Pittel: Zum Teil über Technologietransfers. Die-
se sind zwar angedacht, bisher aber noch nicht 
in ausreichendem Maße umgesetzt. Oder durch 
Transferzahlungen für Anpassung und Vermei-
dung seitens der Industrieländer. Ab 2020 sol-
len dafür jährlich 100 Mrd. US$ zur Verfügung 
stehen. Obwohl der entsprechende Fonds aber 
bereits 2010 gegründet wurde, sind die notwen-
digen Mittel immer noch nicht zusammen gekom-
men. Das zeigt, wie schwierig es ist, solche Trans-
fers tatsächlich zu realisieren. 

„et“: Vor einem Jahr hat der Präsident des Welt-
stahlverbandes im Handelsblatt die Befürchtung 
geäußert, die Stahlproduktion in Europa würde 
sich bei steigenden CO2-Preisen selbst für die profi-
tabelsten und umweltorientiertesten Unternehmen 
bald nicht mehr lohnen. Zu Recht? 

Pittel: Im Rahmen des EU-ETS ist eine sogenann-
te Carbon-Leakage-Liste erstellt worden. Dort 
aufgeführten gefährdeten Branchen werden 
Zertifikate zum Teil in erheblichem Umfang um-
sonst zugeteilt. 2013 belief sich diese Zuteilung 
bei der Stahlindustrie auf mehr als 99  %. Inso-
fern sehe ich momentan keine Gefahren für die 
Stahlbranche aufgrund des Emissionshandels. 
Die Frage, die die Branchen allerdings bewegt, 
ist eine mögliche Änderung der Listenkriterien. 
Insofern verstehe ich das besagte Interview vor 
allem als proaktive Mahnung. Wahr bleibt frei-
lich, dass die Stahlindustrie in Europa gefährdet 
ist, allerdings eher aufgrund von Preis-Dumping 
in Ländern wie China als durch die europäische 
Energiepolitik. 

„et“: Wie lange, d. h. bis zu welchem CO2-Preisni-
veau, können Deutschland bzw. Europa ihren Weg 
alleine gehen?

Pittel: Eine langfristige Obergrenze für den CO2-
Preis anzugeben, halte ich für unrealistisch. Die 
ausgelösten Prozesse sind graduell und die öko-
nomischen Konsequenzen von der Definition der 
Ausnahmetatbestände abhängig. Geschickt aus-
gestaltet spricht nichts dagegen, dass Europa sei-



34 ENERGIEWIRTSCHAFTLICHE TAGESFRAGEN 66. Jg. (2016) Heft 10

ZUKUNFTSFRAGEN
INTERVIEW

Klimapolitisch an konsum- 
bedingte Emissionen anknüpfen

„et“: Wenn Carbon Leakage zur Realität wird, 
heißt das nicht, dass energieintensive Produkte in 
Europa nicht mehr konsumiert werden. Sie werden 
importiert und der Transport über weite Strecken 
bedeutet zusätzliche CO2-Emissionen. Wie sinnvoll 
ist es überhaupt, die Territorien von Einzelstaaten 
als relevante Bilanzräume für CO2-Minderungszie-
le zugrunde zu legen? 

Pittel: Unabhängig von der Carbon-Leakage-
Problematik hätte eine Ausweisung der Emissi-
onen und eine Anknüpfung der Klimapolitik am 
konsumbedingten Verbrauch im jeweiligen Land 
grundsätzlich viele Vorteile. Klimapolitik, die an 
konsumbedingten Emissionen festmacht, hätte 
den Vorteil, dass eine unterschiedliche Belastung 
der Güter nach Herstellungsort vermieden wür-
de. Carbon Leakage würde damit zumindest teil-
weise die Grundlage entzogen. Dem stehen aber 
technische wie auch politische Gründe entgegen. 
So müsste man beispielsweise differenzieren kön-
nen, ob ein Produkt mittels erneuerbarer Energien 
oder wenigstens sehr energieeffizient hergestellt 
worden ist. Wie CO2-belastet ein importiertes Gut 
ist, kann aufgrund der Verflechtungen der globa-
len Vorleistungsketten kaum noch nachvollzogen 
werden. Rein technisch fällt es viel leichter, ledig-
lich die Emissionen zu messen, die bei der Produk-
tion vor Ort entstehen. In der Literatur werden 
CO2-Import-Abgaben aufgrund des Herkunftsorts 
eines Produkts trotz der beschriebenen Schwie-
rigkeiten schon lange diskutiert. Diese sind aber 
politisch bisher nicht durchsetzbar. 

„et“: Wie steht es mit der Integrität und der für die 
Investoren so wichtigen Verlässlichkeit des Leit-
instruments Emissionshandel, wenn es beständig 
reformiert wird? 

Pittel: Verlässlichkeit und Kontinuität in der Kli-
mapolitik sind für Investoren natürlich von hoher 

Bedeutung. Allerdings kann das Bestreben, ein 
eingeführtes Instrument um jeden Preis unverän-
dert zu belassen, zu erheblichen Fehlallokationen 
führen. Deshalb werden bei jeder Reform einer 
Handelsphase des ETS die Erfahrungen aus der 
Vergangenheit berücksichtigt. Solche Lerneffekte 
sind erst mal positiv zu sehen. Wenn zudem, wie 
bei der aktuellen Reform, eine langfristige Erhö-
hung und Verstetigung der CO2-Preise angestrebt 
wird, reduziert dies eher die Verunsicherung von 
Investoren. Problematisch ist allerdings die Inter-
aktion mit nationalen Politiken. Die Menge an CO2-
Zertifikaten im europäischen Emissionshandel be-
ruht im Prinzip auf Schätzungen von zukünftigen 
Emissionsmengen und deren Vermeidungskosten. 
Höhere nationale Emissionsreduktionen durch 
Förderung erneuerbarer Energien wirken bei-
spielsweise dämpfend auf die Zertifikatspreise – 
wovon paradoxerweise die emissionsintensivsten 
Unternehmen am meisten profitieren. 

„et“: Eine paradoxe Wirkung, die nicht zur Emissi-
onsminderung in Europa beiträgt? 

Pittel: Genau, denn die CO2-Obergrenzen sind im 
EU-ETS ja für ganz Europa über mehrere Jahre 
festgelegt. Sinken die Preise für CO2-Emissionen 
aufgrund nationaler Politiken, werden Zertifika-
te, die beispielsweise in Deutschland nicht mehr 
gebraucht werden, von anderen aufgekauft und 
das CO2 wird einfach woanders emittiert. Die ge-
samten Emissionen verringern sich entsprechend 
nicht. Verstärkend kommt hinzu, dass wir eine 
sehr starke Volatilität der Politiken auf nationaler 
Ebene verzeichnen, die sich entsprechend auf das 
EU-ETS auswirken. Das vor allem verunsichert 
Investoren.

„et“: Kann das Instrument ETS überhaupt langfris-
tig funktionieren, wenn es auf Europa beschränkt 
bleibt? 

Pittel: Wie schon gesagt, bin ich überzeugt, 
dass Europa seinen klimapolitischen Weg 

langfristig durchhalten kann. Carbon Leakage 
gefährdet natürlich die Wirksamkeit dieser 
Politik. Doch selbst wenn Carbon Leakage ver-
mieden würde, bleibt ein Problem. Wenn die 
Nachfrage an fossilen Energieträgern in einigen 
Teilen der Welt substanziell zurückgeht, ist zu 
erwarten, dass deren Preis sinkt. Es besteht die 
Gefahr, dass zumindest Teile der überschüssi-
gen Mengen von dem Teil der Welt aufgesogen 
werden, der keine Klimapolitik betreibt. Je 
verfügbarer und günstiger die erneuerbaren 
Energien sind, umso geringer ist diese Gefahr. 
Die Hauptleistung des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes (EEG) ist denn auch, substantiell zur 
Senkung der weltweiten Preise für erneuerbare 
Energien beigetragen zu haben. Aus Sicht der 
Ökonomen wäre natürlich ein globaler Emis-
sionshandel mit einheitlichen weltweiten CO2-
Preisen der Königsweg der Klimapolitik. Dies 
ist dies allerdings in den nächsten Jahrzehnten 
kaum realistisch. 

Die ganze Welt in den 
Blick nehmen 

„et“: Man sollte also vermehrt die ganze Welt im 
Blick haben? 

Pittel: Ja, nur dann macht das EU-ETS wirklich 
Sinn. Unter einer Blickverengung leiden wir auch 
Deutschland. Die Kohleausstiegsdiskussion ist 
ein gutes Beispiel dafür. Sie ist getrieben von der 
Vorstellung, Klimaziele durch Emissionsreduktio-
nen in speziellen Sektoren zu erreichen. Sinnvoll 
ist das nicht, da das eingesparte CO2 lediglich 
andernorts emittiert wird. Ein beschleunigter 
Kohleausstieg würde zudem kaum positive Ne-
beneffekte auf z. B. Forschung und Entwicklung 
haben. Soll dies erreicht werden, würde eine 
direkte Technologieförderung wesentlich mehr 
Sinn machen.

„et“: Bindet die Energiewende in Deutschland die 
Mittel zu einseitig? 

„Unter einer Blickverengung leiden wir auch Deutschland. Die Kohleausstiegsdiskussion ist ein gutes 
Beispiel dafür. Sie ist getrieben von der Vorstellung, Klimaziele durch Emissionsreduktionen in speziel-
len Sektoren zu erreichen. Sinnvoll ist das nicht, da das eingesparte CO2 lediglich andernorts emittiert 
wird. Ein beschleunigter Kohleausstieg würde zudem kaum positive Nebeneffekte auf z. B. Forschung 
und Entwicklung haben. Soll dies erreicht werden, würde eine direkte Technologieförderung wesentlich 
mehr Sinn machen.“

Prof. Dr. Karen Pittel, Leiterin des Zentrums für Energie, Klima und erschöpfbare Ressourcen, ifo Insti-
tut; Professorin für Volkswirtschaftslehre, Ludwig-Maximilians-Universität München
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Pittel: Auf diesen Gedanken kann man kommen. 
Obwohl zu erwarten ist, dass Strom in Zukunft 
immer wichtiger werden wird (man denke nur an 
die Mobilität), konzentriert sich die Energiewende 
noch immer viel zu sehr auf den Elektrizitätssek-
tor. Zwar werden heute schon mehr als 30 % des 
Stroms aus erneuerbaren Energien produziert. 
Der Anteil bei Wärme und Verkehr liegt aber 
mit etwa 13 und 5 % immer noch weit darunter. 
Deshalb sollten wir uns auch in der staatlichen 
Förderung nicht zu stark auf einzelne Technologi-
en festlegen. Wollen wir die Emissionsziele errei-
chen, werden wir einen breiten Mix an Technolo-
gien brauchen.

„et“: Inwiefern beeinflussen die schwankenden 
Energiepreise die Demonstration und Markteinfüh-
rung neuer Technologien? 

Pittel: Kurzfristige Schwankungen der Preise 
für fossile Energieträger hat es immer gegeben 
und wird es auch weiter geben. Entscheidender 
ist der langfristige Trend der Energiepreise. Laut 
IMF wurden im Jahr 2014 fossile Energieträger 
global noch direkt mit ca. 500 Mrd. US$ subventi-
oniert. Rechnet man als quasi-Subventionierung 
die nicht bepreisten Kosten des Einsatzes fossi-
ler Energieträger (aus dem Klimawandel, lokaler 
Luftverschmutzung, Lärm usw.) hinzu, kommt 
der IMF auf mehr als 5 Bill. US$. Der Abbau der 
direkten Subventionierung und die Einpreisung 
der externen Kosten der fossilen Energien wür-
den mehr als ausreichen, die Schwankungen des 
Ölpreises zu kompensieren und die Anreize, in 
emissionsarme Technologien zu investieren, zu 
steigern. 

Den Emissionshandel auf  
andere Sektoren ausdehnen

„et“: Die Menschen wollen gut und erlebnisreich 
leben. Die Bereitschaft für Mobilität, Komfort 
oder Energie deutlich mehr zu bezahlen, ist sehr 
begrenzt. Wo liegen im Zeithorizont 2030 die kos-
tengünstigsten und größten Potenziale zur Energie-
einsparung und Effizienzsteigerung? 

Pittel: Tatsächlich werden Menschen oft zu mehr 
Verzicht aufgefordert, aber das wird bei der Mehr-
heit nicht auf fruchtbaren Boden fallen. Das heißt, 
wir sollten, um die Klimaziele zu erreichen, auf 
die Potenziale zurückgreifen, bei denen Einspa-
rungen möglichst günstig sind. Bei existierenden 
Technologien macht damit ein einheitlicher CO2-
Preis Sinn, weil er automatisch dort zur Vermei-
dung führt, wo das am günstigsten möglich ist. 

So werden die kostengünstigsten und größten 
Potenziale zur Energieeinsparung und Effizienz-
steigerung quasi automatisch erschlossen. Inso-
fern hier also ein weiteres Plädoyer für das EU-
ETS und seine Ausdehnung auf andere Sektoren. 
Allerdings kann eine zusätzliche Förderung von 
Technologien durchaus sinnvoll sein, um neue Po-
tenziale zu erschließen.

„et“: Welche Technologien sollten wie gefördert 
werden? 

Pittel: Der Hauptfokus sollte auf Technologien 
liegen, die systemrelevant sind und noch keine 
Marktreife erlangt haben. Das sind z. B. wichtige 
Speichertechnologien, die zwingend notwendig 
sind, wenn man ein dezentrales und auf Sonne 
und Wind basierendes System realisieren will. 
Und auch die zunehmende Elektrifizierung muss 
abgefedert werden. Ein Stichwort ist hier die 
sogenannte Sektorkopplung, also beispielsweise 
die Nutzung von Strom aus erneuerbaren Quel-
len in der Wärmeversorgung und im Verkehr. 
Zudem werden wir sicher auf ganz neue Techno-
logien angewiesen sein. Es sollte also ein breites 
Spektrum gefördert werden, wozu beispielswei-
se auch CCU gehören kann. Niemand kann ga-
rantieren, dass alle in der Grundlagenforschung 
geförderten Projekte erfolgreich sein werden, 

aber das gehört zum Prozess von Forschung und 
Entwicklung. 

„et“: Angesichts des steigenden Energiebedarfs 
und der großen Bedeutung von Öl, Gas und Kohle 
stellt sich die Frage, wie man eine Vorreiterrolle 
definiert. Geht es mehr um das Setzen strammer 
klimapolitischer Ziele oder um technische Innova-
tion? 

Pittel: Um beides. Das Setzen von strammen 
klimapolitischen Zielen erfüllt natürlich eine 
Vorbildfunktion. Mindestens ebenso wichtig ist 
aber, dass klimapolitische Ziele Anreize für Effi-
zienzsteigerungen oder Weiterentwicklung erneu-
erbarer Technologien setzen. Diese technischen 
Innovationen sind Voraussetzung für einen lang-
fristigen Erfolg von Klimapolitik. Aber nur wenn 
auch Entwicklungs- und Schwellenländer Zugang 
zu diesen Technologien erhalten und sie bei der 
Realisierung der Projekte unterstützt werden, 
werden diese Innovationen ihr ganzes globales 
Potenzial entfalten können.

„et“: Frau Prof. Pittel, vielen Dank für das Inter-
view.

Die Fragen stellte André Behr, Wissenschafts- 
journalist, Zürich, im Auftrag der „et“-Redaktion 

Europas Leitmesse der Energiewirtschaft baut die Zukunftsfelder der Branche weiter aus: Die  
E-world energy & water gibt jungen Start-up-Unternehmen und Forschungseinrichtungen mehr 
Raum für ihre Präsentationen. Die E-world findet vom 7. bis 9.2.2017 in der Messe Essen statt. 
Junge und innovative Unternehmen haben auf der E-world Tradition. „E-world meets Start-ups“ gab 
im letzten Jahr erstmalig Start-up-Unternehmen die Möglichkeit, ihre Ideen und Konzepte vorzustel-
len und sich der Energiewelt zu präsentieren. Dem enormen Zuspruch für das Event wird Rechnung 
getragen: Für die E-world 2017 wächst E-world meets Start-ups. Start-up-Unternehmen erhalten 
die Möglichkeit, sich auf einem Gemeinschaftsstand zu präsentieren. 

In vielen Bereichen der Energiebranche setzen frisch gegründete Firmen neue Impulse mit innova-
tiven Geschäftsideen. Um dieses Potenzial stärker bekannt zu machen, eröffnet die E-world 2017 
einen eigenen Themenbereich namens Innovation. Der Themenbereich vereint den Gemeinschafts-
stand der jungen und innovativen Unternehmen, den Gemeinschaftsstand E-world meets Start-ups 
sowie den Gemeinschaftsstand Wissenschaft und Forschung. Ergänzt wird der neue Themenbe-
reich mit einem Fachforum. Hier diskutieren Branchenexperten neue Geschäftsmodelle, Konzepte 
und Ideen für die Energiezukunft.  

Zum Innovation-Bereich der E-world 2017 gehört zudem der Energy App Award. Ab sofort können 
sich Unternehmen oder Entwickler mit ihren Energie-Apps für den Energy App Award bewerben. 
Bewerbungen sind ausschließlich auf der Website energy-app.e-world-essen.com möglich. 

E-world 2017 setzt auf Innovationen
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  Energiesicherheit ist stets Bestandteil eines übergeordneten und umfassenderen Konzepts von Si-
cherheit Foto: vege | Fotolia.com

Energiesicherheit messen und bewerten
Jürgen-Friedrich Hake und Stefan Rath-Nagel

Energiesicherheit ist zu einem zentralen Element der Sicherheitsarchitektur in einer globalisierten Welt geworden. Denn die 
modernen Gesellschaften funktionieren nur mit einem ungestörten Zugang zu Energieressourcen und leistungsfähiger Energie- 
infrastruktur. Bei politischen Entscheidungen wird häufig übersehen, wie verletzlich die Systeme sind. Doch was genau ist 
Energiesicherheit, wie misst man sie und wie steht Deutschland in diesem Zusammenhang da?

ländern zu wirtschaftlichen Anpassungs-
maßnahmen führt. 

Zur gleichen Zeit bedroht der Terrorismus 
u.  a. die Energieinfrastrukturen der Welt. 
Konkrete Stromausfälle durch terroristische 
Handlungen sind zwar selten, dennoch neh-
men Angriffe zu, die zu großen Schäden füh-
ren können [1]. Heutzutage ist es gar nicht 
mehr notwendig, physisch von außen auf 
die Infrastruktur einzuwirken, es genügt 
ein elektronischer Impuls zur Gefährdung 
der Energiesicherheit, das Stichwort heißt 
digitale Disruption [2].

Energiesicherheit ist also zu einem zen-
tralen Begriff in der gesamten Energiedis-
kussion geworden, weil sie vitale Bedin-
gungen von Staaten und Gesellschaften 
betrifft und den Lebensstandard entschei-
dend mitbestimmt. Das zeigt sich beson-
ders an den vielen Fachveranstaltungen 
und Veröffentlichungen zu diesem Thema 

[3]. Auch die „et“ hat sich wiederholt mit 
dem Thema Energiesicherheit auseinan-
dergesetzt [4].

Eine zentrale Frage besteht darin, wie Ener-
giesicherheit definiert und gemessen wird. 
Letztlich geht es darum, wie sich die Ener-
giesicherheit eines Landes im Laufe der Zeit 
entwickelt hat und wie es um die Sicherheit 
im Vergleich zu Nachbarn und Wettbewer-
bern bestellt ist. Darüber hinaus ist von 
Interesse, wie sich konkrete Politiken wie 
z. B. Umwelt- und Klimaschutzvorgaben so-
wie ein Verzicht auf technologisch mögliche, 
aber von einigen gesellschaftlichen Gruppen 
nicht gewollte Optionen, wie Kernenergie 
und Kohle, auf die Energiesicherheit eines 
Landes wie z.  B. Deutschland auswirken. 
Energiesicherheit ist daher ein gesellschaft-
liches und politisches Megathema, bei dem 
es um die Versorgung zu bezahlbaren Prei-
sen und akzeptablen Umwelt- und Klima- 
bedingungen geht.

Wie keine andere Branche steht die Ener-
giewirtschaft in Deutschland sowie EU- und 
weltweit vor einer Neuausrichtung mit weit-
reichenden Folgen. Dazu haben veränderte 
geostrategische und -strukturelle Faktoren, 
aber auch technologische und politische 
Entscheidungen beigetragen. 

Neuausrichtung notwendig

Die Entwicklung der vergangenen zwei bis 
drei Jahre hat die bis dahin gültigen Spielre-
geln auf den internationalen Energiemärk-
ten außer Kraft gesetzt, die Verhältnisse 
sind nahezu umgekehrt wie zuvor. Es gibt 
weltweit ein großes Angebot an Öl, Gas und 
Kohle, das auf eine relativ schwach wach-
sende Nachfrage stößt. 

Die Preise für Öl haben sich seit Mitte 2014 
halbiert, die Gaspreise folgen diesem Trend 
mit Verzögerung, und auch die Kohlepreise 
befinden sich auf einem sehr niedrigen Ni-
veau. Gleichzeitig ist der Wechselkurs des 
Dollars stark gestiegen. Diese Dynamik hat 
unterschiedliche Wirkungen: In den roh-
stoffimportierenden Ländern trägt sie zur 
Stabilisierung der wirtschaftlichen Ent-
wicklung bei, während sie in den Export-

Überblick

Ausgehend von der Frage, warum Ener-
giesicherheit zentral für die aktuelle 
Energiedebatte ist, stellen die Autoren 
unterschiedliche Begriffsdefinitionen 
vor. Anschließend werden sie einer Be-
wertung unterzogen und Maßnahmen 
benannt, die zu einer Erhöhung der 
Energiesicherheit beitragen. Ein Fazit, 
das die Untersuchungsergebnisse und 
dabei entstandene Fragen zusammen-
fasst, rundet die Diskussion ab.
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Definitionen der  
Energiesicherheit 

Kritische Energieinfrastruktur, die für das 
Funktionieren eines Landes oder einer Regi-
on unverzichtbar ist, wird durch fünf unter-
schiedliche Ursachen bedroht:

 technisches Versagen;
 Naturereignisse;
 militärische Konflikte;
 terroristische Anschläge;
 digitale Disruption.

Hinzu kommt Erpressbarkeit durch Ab-
hängigkeit; sie betrifft jedoch nicht die 
Infrastruktur unmittelbar, ist also keine 
Bedrohung der vorhandenen technischen 
Systeme, sondern wirkt indirekt durch das 
Fehlen von Alternativen, z. B. dadurch, dass 
zusätzliche Leitungen, Lager und Transport-
einrichtungen nicht vorhanden oder dass 
Reserven und Förderanlagen global un-
gleich verteilt sind.

Die verschiedenen Bedrohungen und Di-
mensionen der Energiesicherheit werden in 
der wissenschaftlichen Literatur umfassend 
erläutert. Aus der Vielzahl der Beiträge wer-
den hier einige stellvertretend aufgeführt. 
So werden die Notwendigkeit, die Zukunft 
der Energiesysteme neu zu gestalten, so-
wie die Risiken, Probleme und Optionen 
verschiedener Energiearten sehr prägnant 
beschrieben [5]. Die Energiesicherheit aus 
der Perspektive der großen Energieverbrau-
cher Vereinigte Staaten, China und Russ-
land sowie die Konflikte um den Zugang 
zu Ressourcen weltweit finden sich in [6] 
thematisiert. Probleme und Strategien der 
Energiesicherheit werden von mehreren 
Autoren im Detail beschrieben [7]. Die Ener-
giesicherheit aus dem Blickwinkel ausge-
wählter europäischer Länder und Regionen 
und die Schwierigkeit, eine gemeinsame 
europäische Energiepolitik zu formen, wird 
u. a. in [8] illustriert. Eine nachhaltige Ener-
giesicherheitsstrategie hat die Europäische 
Kommission Anfang 2016 verabschiedet [9]. 

Aus den Beschreibungen und aufgeführten 
Bedrohungen lässt sich jedoch keine ein-
heitliche Definition von Energiesicherheit 
ableiten. Es gibt engere und weiter gefasste 
Begriffsbedeutungen, je nach den Dimen-
sionen und Zusammenhängen, in denen 

Energiesicherheit verwendet wird. In einer 
wissenschaftlichen Zusammenstellung wird 
auf 45 verschiedene Definitionen hingewie-
sen [10], in einer anderen sogar auf 83 [11]. 

Was diese große Bandbreite an Definitio-
nen beinhaltet, ist im Hinblick auf die Fra-
ge, wie man Energiesicherheit misst, von 
entscheidender Bedeutung. Einige Autoren 
meinen, es reiche Energiesicherheit durch 
die Berücksichtigung gesicherter Versor-
gung mit Brennstoffen zu beziffern, andere 
fordern die Einbeziehung von Umwelt- und 
Klimaeffekten sowie sozialen Aspekten und 
Marktverhältnissen, während Dritte auch 
Forschung und Entwicklung in neue Tech-
nologien erfasst sehen wollen. 

Einige Definitionen sind strategisch orien-
tiert, sie dienen einer konkreten politischen 
Zielbeschreibung, wie z.  B. der Energieim-
portminimierung. Andere sind allgemeiner 
orientiert, sie berücksichtigen mehrere Di-
mensionen, darunter Umweltbedingungen, 
Kosten oder soziale Faktoren. 

Zur Ableitung einer eindeutigen und prak-
tisch anwendbaren Definition von Energie-
sicherheit ist ein Blick in die Vergangenheit 
geeignet. Die Beschäftigung mit dem Thema 
reicht zurück bis in die Anfänge des zwan-
zigsten Jahrhunderts, wo eine große logisti-
sche Herausforderung darin bestand, Streit-
kräfte zu versorgen [12]. Wissenschaftliche 
Beiträge wurden zu Beginn der 1960er Jah-
re veröffentlicht und im Zuge der Ölpreis-
krise in den 1970er Jahren wieder aktuell. 
In den 1980er und 1990er Jahren ließ das 
Interesse an dem Thema stark nach, weil 
sich die Ölpreise relativ stabilisierten und 
Embargodrohungen größtenteils wegfielen. 
Es kam erst zu Beginn der 2000er Jahre wie-
der auf die Tagesordnung. Auslöser waren 
die stark ansteigende Nachfrage in Asien, 
die Unterbrechung von Erdgaslieferungen 
in osteuropäische Ländern und die Erkennt-
nis einer notwendigen Dekarbonisierung 
der Energiewirtschaften [13]. 

Es gibt jedoch einen entscheidenden Unter-
schied zwischen den heutigen und „klassi-
schen“ Studien zur Energiesicherheit. In 
den 1970er und 1980er Jahren war Ener-
giesicherheit definiert durch eine stabile 
Ölversorgung bei angedrohten Lieferkür-
zungen und Preiseskalationen durch die 

Exportländer. Im Gegensatz dazu geht der 
Begriff Energiesicherheit heutzutage über 
die sichere Versorgung mit Rohöl weit hi-
naus, indem es viele weitere Aspekte der 
Energienutzung und alle Energiearten 
umfasst. Darüber hinaus ist die Energie-
versorgung heute eng mit anderen energie-
politischen Themen verzahnt, wie z. B. der 
Schaffung eines auskömmlichen Zugangs 
zu Energie und der Bewältigung des Klima-
wandels [14].

Wissenschaftliche Beiträge beziehen sich 
daher heute auf eine inhaltlich breit gefass-
te Definition zum Thema Energiesicherheit. 
Viele von ihnen adaptieren oder orientie-
ren sich an den sog. vier „A’s“, availability 
(Verfügbarkeit), accessibility (Zugangsmög-
lichkeit), affordability (Bezahlbarkeit) and 
acceptability (Akzeptanz), einer Definition 
von Elementen, die Energiesicherheit be-
schreiben. Sie wurde vom Asia Pacific Ener-
gy Research Centre zum ersten Mal einge-
führt [15].

Diese Definition wird inzwischen von eini-
gen Autoren infrage gestellt, weil sie nicht 
spezifisch genug sei, um wesentliche Fra-
gen zu beantworten. Insbesondere sollte ein 
Konzept zur Energiesicherheit Angaben zur 
Zielgruppe, Bewertungen und Risikobestim-
mungen enthalten und im Kern zumindest 
die Fragen beantworten [16], 

 für wen, 
 mit welchen Wertvorstellungen und 
 gegen welche Bedrohungen

ist Energiesicherheit von Nutzen, resp. ver-
bunden bzw. schützt sie?

Das bedeutet, dass die Interpretation von 
Energiesicherheit mit einem energiewirt-
schaftlichen Gesamtkonzept zu verbinden 
ist, das nicht nur die Gewinnung und den 
Verbrauch von Ressourcen im Blick hat, 
sondern auch von der lokalen bis zur glo-
balen Ebene ökonomische, ökologische und 
soziale Nebenwirkungen aller Art erfasst, 
die mit der Energieproduktion und -nutzung 
verknüpft sind. Unter Berücksichtigung 
dieser Forderung nach einem Gesamtkon-
zept wird eine modifizierte Definition von 
Energiesicherheit mit den Elementen der 
vier „A’s“ vorgeschlagen. Sie basiert auf ei-
ner Studie im Auftrag des amerikanischen 
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Energieministeriums [17]. Energiesicher-
heit wird demzufolge durch vier Elemente 
gekennzeichnet:

 Verfügbarkeit (availability);
 Zuverlässigkeit (reliabilty);
 Bezahlbarkeit (affordability);
 Nachhaltigkeit (sustainability).

Verfügbarkeit betrifft nicht nur die Bereit-
stellung ausreichender Energiemengen am 
Ort des Verbrauchers. Dazu erforderlich ist 
auch ein funktionierender Markt mit Käu-
fern und Verkäufern, die Fähigkeit Produkte 
zu tauschen, Preise und Lieferbedingungen 
auszuhandeln usw. Voraussetzung dafür 
sind entsprechende physikalische Ressour-
cen, Investitionen in Anlagen, funktionie-
rende Technologien sowie ein rechtlicher 
und ordnungspolitischer Rahmen. 

Zuverlässigkeit ist die Kennzeichnung einer 
störungsfreien Bereitstellung von Energie-
dienstleistungen, die sich aus mehreren 
miteinander verbundenen Eigenschaften 
ergibt, z. B.:
 

 Diversifizierung von Energiequellen 
nach Energiearten und Technologien;

 Diversifizierung nach Bezugsquellen;
 Resilienz: Fähigkeit, Schocks zu über-

stehen und Störungen zu verarbeiten;
 Reduzierung der Energienachfrage zur 

Minimierung der Infrastrukturlasten;
 Redundanz zur Verarbeitung von Feh-

lern;
 Schnelle Informationsverarbeitung für 

die Märkte.

Bezahlbarkeit beinhaltet nicht nur niedrige 
oder tragfähige Preise für untere Einkom-
mensgruppen, sondern auch Preisstabilität.

Nachhaltigkeit bedeutet, soziale, ökologi-
sche und ökonomische Auswirkungen lang-
lebiger Energieinfrastrukturen zu minimie-
ren. Diese Definition von Energiesicherheit 
ist sowohl weitreichend, indem sie mehrere 
Dimensionen erfasst, als auch allgemein, da 
sie nicht auf eine Region oder eine Techno-
logie bezogen ist. 

Bewertung unterschiedlicher  
Konzepte

Aus der Vielzahl der Vorschläge zur Mes-
sung von Energiesicherheit wird auf fünf 
Konzepte näher eingegangen (siehe Tabel-
le): detailliertere Informationen sind Gegen-
stand des umfassenderen Berichts, der mit 
[18] vorgelegt wurde. Beleuchtet werden:

 World Economic Forum: WEF Energy 
Architecture Performance Index [19];

 International Energy Agency: IEA Model 
for Short-term Energy Security (MOSES) [20];

 OECD: Measuring Energy Security [21];
 American Chamber of Commerce: ACC-

Index [22];
 EU: An Indicator Based Assessment [23].

Die Konzepte unterscheiden sich in we-
sentlichen Merkmalen hinsichtlich der Me-
thodik, der Dimension der Erfassung von 
Energiesicherheit und dem Zeitbezug. Allen 
Konzepten gemeinsam ist die Bewertung 
auf Länderebene, eine regionale Differen-

zierung kommt nicht vor. Allerdings ist die 
Beschränkung auf Ländergrenzen der Ver-
füg- und Vergleichbarkeit der vorhandenen 
Daten geschuldet. Die größte Gruppe ist mit 
126 Ländern im WEF-Ansatz enthalten, al-
lerdings ist damit auch die größte Inhomo-
genität verbunden, die eine kritische Bewer-
tung des gesamten Ansatzes zur Folge hat. 

Die Grenzen der Aussagefähigkeit eines 
Modells sind dann erreicht, wenn der Ent-
wicklungsstand, die Leistungskraft und die 
Infrastruktur eines Landes unberücksichtigt 
bleiben. Dies gilt für alle Ansätze, die sich 
allein auf ein Benchmarking mit quantifizier-
ten Indikatorwerten beziehen. Die geeignets-
te Vorgehensweise ist die Kombination von 
quantitativer Abschätzung und begleitender 
Analyse, wie sie das EU Indicator Based 
Assessment musterhaft vorgibt. Die daraus 
abgeleiteten Kernaussagen für Deutschland 
sind im Textkasten zusammengefasst.

Kritische Punkte von grundsätzlicher Art 
liegen auch in der Auswahl der Indikatoren 
sowie deren Gewichtung und Verknüpfung, 
denn damit ist eine Subjektivität verbun-
den, die für die Ergebnisse bestimmend ist. 
Auch die Informationsquellen selbst sind 
möglicherweise zweifelhaft, die Daten nicht 
widerspruchsfrei oder in ihrer Abgrenzung 
problematisch. 

Es ist daher wichtig, die Interpretations-
grenzen anzugeben, die durch Methodik, re-
gionale Differenzierung und Daten gezogen 
sind. Sonst kommt es zu widersprüchlichen 
Einschätzungen, die für Entscheidungen 

Tabelle: Bewertung der Modelle in der Übersicht
Institution Indikator Anwendung Dimension Detaillierung Methodik Vorteile Nachteile

WEF EAPI 126 Länder
Wirtschaftswachstum und Entwick-
lung; Umweltverträglichkeit; Zugang 
zu Energie und Energiesicherheit

18  
Indikatorwerte

länderbezogenes  
Ranking

breiter Ansatz Benchmarking

IEA MOSES 28 Länder

Versorgungssicherheit mit Primär- 
und Sekundärenergieträgern; Bewer-
tung externer und interner Risiken 
und Resilienzen

35  
Indikatorwerte

5 Risiko-/ 
Resilienzkategorien

erweiterungs-
fähiges Modell

Beschränkung 
auf kurzfristige 
Auswirkungen

OECD MES 22 Länder
4 Kriterien für ökonomisch-ökolo-
gischsoziale Bewertung

10  
Indikatorwerte

Standardabweichung 
vom Mittelwert

breiter Ansatz Benchmarking

ACC ACC-Index 25 Länder
8 Kategorien für ökonomisch-ökolo-
gischsoziale Bewertung

29  
Indikatorwerte

Veränderungen gegen 
Ausgangsjahr 1980

breiter Ansatz Benchmarking

EU
Indicator 
based As-
sessment

10 Länder

Energieversorgungssicherheit; 
Energie- und Kohlenstoffintensität; 
Beitrag von Energieprodukten zur 
Handelsbilanz

17  
Indikatorwerte

Quantitative Indikator-
berechnung und beglei-
tende Länderanalysen

Veränderungen 
im Zeitablauf

Bewertung von 
Resilienz und so-
zialer Akzeptanz 
fehlen
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nicht hilfreich sind. Als Beispiel ist die völ-
lig entgegengesetzte Einschätzung von WEF 
und EU (Indicator Based Assessment) für 
Deutschland zu nennen: Während das WEF 
zu einer vollständig negativen Bewertung 
kommt, gibt die EU einen sehr positiven 
Ausblick. Hier bedarf es offenbar einer wis-
senschaftlichen Moderation, die die Gren-
zen der Analysen aufzeigt und eine klare 
Einordnung vornimmt.

Maßnahmen zur Erhöhung 
der Energiesicherheit

Energiesicherheit unterliegt Veränderun-
gen. Es ist daher von großem Interesse, ihr 
Niveau kritisch zu betrachten und es ggf. 
zu erhöhen. Maßnahmen zur Erhöhung 
der Energiesicherheit sind spiegelbildlich 
zu den jeweiligen Bedrohungen zu sehen, 
indem sie Strategien beinhalten sollten, 
die diese minimieren oder vollständig kom-
pensieren. Sie sind als Teil eines energie-
wirtschaftlichen Gesamtkonzepts zu entwi-
ckeln, das die ökonomischen, ökologischen 
und sozialen Folgen einer energiepoliti-
schen Handlungsweise beziffert. 

Eine wichtige Rolle bei der Festlegung von 
Maßnahmen kommt den zeitlichen Rahmen-
bedingungen zu. Kurzfristige Maßnahmen 
zielen auf die Überwindung oder Linderung 
eines momentanen Versorgungsproblems 
durch Störungen oder Unterbrechungen von 
Lieferungen z. B. von Öl, Gas oder auch Strom. 
Ein Beispiel dafür ist der Ölkrisenmechanis-
mus der IEA, der im Jahre 1973 als Instru-
ment zur Hilfe bei Ölversorgungsengpässen 
in politischen Krisenfällen entwickelt wurde. 
Langfristige Maßnahmen betreffen die Re-
duzierung der Abhängigkeit von einer oder 
wenigen Lieferquellen, die stärkere Verlage-
rung auf heimische fossile und erneuerbare 
Energiequellen und die weitere Entwicklung 
von Effizienz- und Sparmaßnahmen [24]. 
Zeitlich gegliederte Optionen zur Erhöhung 
der Energiesicherheit in Ländern der Euro-
päischen Union reichen von Sofort- (Winter 
2015-2016), über Mittelfrist- (2016-2020) bis 
zu Langfristmaßnahmen (nach 2020). Die 
Abbildung veranschaulicht die verschiede-
nen Möglichkeiten.

Flexibiltät und Resilienz sind Schlüsselfak-
toren der Energiesicherheit [26]. Wie sind 
diese Ziele zu erreichen? Flexibiltät bedeu-

tet Anpassungsfähigkeit an sich verändern-
de Bedingungen. Ein flexibles Energiesys-
tem ist in der Lage, Störungen z.  B. durch 
Leitungs- oder Lieferausfälle zu verkraften 
und auf andere Versorgungsrouten auszu-
weichen. Resilienz definiert sich über die 
Fähigkeit, Unterbrechungen abzuwehren 
bzw. durch Schutzmaßnahmen Störungen 
vorzubeugen. In der Literatur werden sie-
ben Maßnahmen für resiliente Energiesys-
teme aufgeführt [27]:

 Diversifikation und Energieunabhän-
gigkeit;

 Dezentralisierung;
 höchste Sicherheits-, Effizienz- und Um-

weltstandards;
 Dialog zwischen Produzenten und Kon-

sumenten von Energie;
 Stabilisierung der Gesellschaft, vor al-

lem Integration der Jugend: Jobs;
 polizeiliche und militärische Schutz-

maßnahmen;
 Katastrophenschutz.

Hinzuzufügen sind Integration und Vernet-
zung von Systemen, was in vielen Fällen eine 
politische Verständigung über Regions- und 
Ländergrenzen voraussetzt. Dabei ist grund-
sätzlich ein Zielkonflikt zu lösen, da durch 
einen Verbund oder ein höheres Maß an 
Vernetzung zwar einerseits mehr Stabilität 
erreicht werden kann, jedoch andererseits 
die Abhängigkeit von jenem Systemverbund 
und somit die Störanfälligkeit durch ein 
Systemelement potenziell zunimmt. Damit 
könnte es zu einem Dominoeffekt kommen, 
an dessen Ende große Teile des Systems ver-
sagen. Das Beispiel liefert eine Großstörung 

im europäischen Verbundnetz, die durch 
das Abschalten einer einzigen Leitung zur 
Überführung eines Kreuzfahrtschiffs auf 
der Ems ausgelöst wurde, wodurch im No-
vember 2006 europaweit 15 Mio. Menschen 
für 1,5 Stunden ohne Stromversorgung 
waren [28]. Die Resilienz könnte durch Ge-
meinschafts- im Vergleich zu Einzelhandeln 
also auch ab- anstatt zunehmen. Ob eine 
autarke (Insel-)Versorgung anstelle einer 
integrierten (Verbund-)Versorgung sinnvol-
ler ist, ist im konkreten Einzelfall immer zu 
prüfen und zu bewerten. 

Die Frage der Vorteilhaftigkeit einer autar-
ken gegenüber einer integrierten Versor-
gung betrifft im Kern die durch Leitungen 
vernetzte Infrastruktur, also Öl- und Gas-
pipelines sowie Stromtransportleitungen. 
Hier gibt es europaweit eindeutige Trends. 
In den hochverdichteten und besiedelten 
Räumen Europas ist der integrierte Ansatz 
bis auf einige Ausnahmen in der Regel vor-
teilhaft. Die autarke Energieversorgung ist 
daher kein herausragendes Thema der Ener-
giepolitik in Europa.

Eine der Ausnahmen betrifft die autarke de-
zentrale Wärme-Kraftkopplung; sie hat häu-
fig wirtschaftliche Vorteile gegenüber einer 
getrennten Erzeugung in zentralen Einhei-
ten, wenn gleichzeitig Strom und Wärme am 
Ort des Erzeugers verbraucht werden. Eine 
weitere Ausnahme betrifft die Erzeugung 
aus erneuerbaren Energiequellen. 

Die Strategie der Europäischen Kommission 
besteht denn auch in der weiteren Vernet-
zung der Systeme im europäischen Markt, 

Abb.   Beispiele für Maßnahmen zur Erhöhung der Energiesicherheit Quelle: [25]
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dem Ausbau des europäischen Binnenmark-
tes an Energie. Die ist auf der Stromseite in 
technischer Hinsicht weitgehend gelungen, 
nicht jedoch bei den Preisen, wo es europa-
weit große Unterschiede gibt [29]. Verbes-
serungsbedarf gibt es allerdings beim Gas-
netz. In ihrer Energiesicherheitsstrategie 
von Anfang 2016 betont die Kommission 
daher auch den Solidaritätsgedanken und 
die Vorteile einer stärkeren Vernetzung des 
Gastransportsystems [9]. 

Ganz anders sind die Verhältnisse jedoch in 
Regionen, die dünn besiedelt sind und auch 
große natürliche Barrieren haben. Dies 
trifft für Insellagen, Bergregionen, viele 
aride Zonen und bevölkerungsarme Gegen-
den der Erde zu. Dort ist die autarke Ver-
sorgung häufig die technisch am wenigsten 
aufwendige und wirtschaftlich sinnvolls-
te Option. Dies begünstigt auch meistens 
die Nutzung erneuerbarer Energiequel-
len in Form von Solarenergie, Windkraft, 
Wasserkraft und Biomasse. Dabei kommt 
auch zugute, dass für die Produktion von 
Energieerzeugungs- und Nutzungsanlagen 
häufig lokale Ressourcen einsetzbar sind, 
wodurch Arbeitsplätze und Einkommen ge-
neriert werden. 

Definitionen sollten  
konsolidiert werden

Energiesicherheit ist stets Bestandteil ei-
nes übergeordneten und umfassenderen 
Konzepts von Sicherheit. Die Vorstellungen 
darüber, was sicher ist und welches Niveau 
als sicher gilt, sind in starkem Maße situa-
tionsabhängig und von individueller Wahr-
nehmung geprägt. Dies gilt auch für Ener-
giesicherheit.

Indikatorsysteme präzisieren die Vorstel-
lungen darüber, was Sicherheit im Allge-
meinen und Energiesicherheit im Detail 
bedeuten. Diese Vorstellungen variieren 
stark, basieren aber letztlich alle darauf, 
dass Versorgungssicherheit eine zentrale 
Rolle spielt. Aus wissenschaftlicher Sicht ist 
eine Konsolidierung der verschiedenen De-
finitionen erforderlich, um zukünftig eine 
belastbarere Bewertung von Energiesicher-
heit vornehmen zu können.

Moderne Gesellschaften verfügen über In-
frastrukturen, die für die weitere Entwick-

lung von zentraler Bedeutung und daher 
besonders schutzwürdig sind. Energiesys-
teme gehören zur Gruppe dieser kritischen 
Infrastrukturen. Deutschland belegt in den 
vergleichend angelegten Studien zur Ener-
giesicherheit stets einen Platz im oberen 
Viertel der betrachteten Länder. Im zeitli-
chen Verlauf variiert diese Position leicht. 
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EU-Indicator Based Assessment: Kernaussagen der Analyse für Deutschland

Energieversorgungssicherheit

  Deutschlands Energieversorgungssicherheit entwickelt sich gut dank des im Zuge der „Energiewende“ erwarteten größeren Anteils 
heimischer Energieträger auf Basis erneuerbarer Energien.

  Die Diversifizierung von Lieferquellen und der große Anteil von Lieferungen aus dem europäischen Wirtschaftsraum werden sich 
mäßigend auf den kurzfristigen Trend zu höherer Importabhängigkeit infolge des Atomausstiegs auswirken.

  Um die „Energiewende“ voran zu bringen, muss Deutschland den Netzausbau beschleunigen und seine Energiepolitik mit den Nach-
barländern wirksamer koordinieren.

Energie- und Kohlenstoffintensität

  Deutschlands Energie- und Kohlenstoffintensität entwickelt sich gut. Trotz des bedeutenden Anteils energieintensiver Industrien ist 
die Energieintensität der deutschen Industrie mit am niedrigsten in der gesamten Union. Zusätzlich haben die beiden anderen Sekto-
ren, Transport und Haushalte, bedeutende Fortschritte bei der Energieeffizienz erreicht.

  Die weitere Umsetzung der „Energiewende“, z. B. mit Effizienz- und Dekarbonisierungsmaßnahmen, belastet nicht nur den Energie-
sektor, sondern führt auch zu hohen Kosten für die Verbraucher. Daher ist ein striktes Kostenmonitoring unerlässlich.

Handelsbilanz für Energieprodukte

  Die Handelsbilanzauswirkungen mit Energieprodukten sind für Deutschland nicht von besonderer Bedeutung. Trotz eines größer 
werdenden Defizits ist der durch den Energiehandel verursachte Anteil zur Zahlungsbilanz relativ gering, er mindert lediglich die 
Überschüsse in der Zahlungsbilanz, die durch gewaltige Exporte entstehen. 

 Andererseits wird die Transformation des Energiesystems große Auswirkungen auf die Energiebilanz und den Energiehandel haben.
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Digitalisierung der Stromversorgung: Erfahrungen aus 
der Praxis
Knut Kübler

Erfahrungen zeigen, dass der Einsatz eines intelligenten Zählers heute technisch ohne Schwierigkeiten möglich ist. Es ist 
aber auch belegbar, dass intelligente Zähler für „Stromsparhaushalte“ nur bedingt sinnvoll sind. Ist der Verbrauch niedrig, 
sind auch die Einsparpotenziale und die Möglichkeiten für eine zeitliche Verlagerung des Verbrauchs gering. Dies kann an 
einem konkreten Beispiel auf „pico-ökonomischer“ Ebene sehr anschaulich verdeutlicht werden. In längerfristiger Perspek-
tive ist dies relevant für eine Politik, die auch Haushalte zu dem für die Stabilität der Stromversorgung wichtigen Lastaus-
gleich heranziehen will. Sie muss noch sehr viel stärker als bisher dafür sorgen, dass Verbraucher in sog. „netzdienliche 
Stromanwendungen“ investieren. Hat eine solche Politik Erfolg, muss sich Deutschland – entgegen den bisherigen Planun-
gen – auf einen deutlich wachsenden Stromverbrauch einstellen.

die Gutachten im Auftrag des BMWi [2] und 
[3]). Diese Untersuchungen stellen in aller 
Regel die größeren Systemzusammenhänge 
in den Mittelpunkt und lassen sich insofern 
am besten in die Analysekategorie „Makro-
Ökonomie“ einordnen.

Nun scheint es lohnend, die dort gewonnen 
Ergebnisse einmal durch eine Analyse aus 
der Sicht der „Pico-Ökonomie“ zu ergänzen, 
das heißt durch die Betrachtung eines real 
existierenden Haushaltes, der in die Welt 
der intelligenten Stromzähler investiert hat. 
Über die praktischen Erfahrungen dieses 
Haushaltes mit der neuen Messtechnik und 
die sich daraus ergebenden energiewirt-
schaftlichen Implikationen soll im Folgen-
den berichtet werden.

Auch pico-ökonomische Analysen begin-
nen mit einer Beschreibung der Ausgangs-
lage. Der Haushalt, über den hier berichtet 
wird, lebt in einem freistehenden Einfami-
lienhaus und umfasst zwei Personen. Auf 
dem Dach des Hauses befindet sich eine 
PV-Anlage mit einer Leistung von 1,2 kWp 
(Installationsjahr 1995). Die Anlage ist so 
konzipiert, dass der Solarstrom zunächst 
im Haus verbraucht wird. Der Überschuss 
wird ins öffentliche Netz eingespeist. 
Auf dem Dach befindet sich auch eine 
solarthermische Anlage. Als Technologie 
kommt dabei ein Vakuumröhrenkollektor 
mit einer Absorberfläche von 3 m2 zum 
Einsatz. 

Zu den größeren Stromverbrauchern im 
Haushalt zählen eine Spülmaschine und 
eine Waschmaschine. Das dabei benötigte 
Wasser wird über die thermische Solar-

anlage bzw. ein mit Erdgas betriebenes 
Brennwertgerät vorgewärmt. Ein weiterer 
Großverbraucher ist ein Kühlgefriergerät. 
Der Herd in der Küche wird mit Erdgas ver-
sorgt. Ansonsten verfügt der Haushalt über 
den üblichen Satz von kleineren Stromver-
brauchern: Radio, Fernsehapparat, Compu-
ter, Bügeleisen, Föhn usw. Die Beleuchtung 
erfolgt durch eine Mischung traditioneller 
Leuchtmittel sowie moderner, besonders 
energiesparender LED-Lampen.

Der Einzug in das Zeitalter der digitalen 
Stromversorgung erfolgte mit dem Kauf ei-
nes Mess- und Steuerungssystems. Es be-
steht aus drei Elementen, die im Folgenden 
näher charakterisiert werden.

Da ist zunächst ein Gerät zur Überwachung 
der PV-Anlage, zur Erfassung der Daten 
und zur Verbrauchssteuerung (Home Ma-
nager). Dieses Gerät ermöglicht das Aus-
lesen von Zählerdaten bzw. die Erfassung 
des Verbrauchs einzelner Geräte. Der Home 
Manager wird über ein Portal des Herstel-
lers SMA (Sunny Portal) konfiguriert. Über 
dieses Portal wird die Anlage auch über-
wacht. Das Portal zeigt die jeweils verfügba-
re Solarenergie an und informiert über die 
Energieflüsse im Haushalt (PV-Erzeugung, 
Einspeisung, Netzbezug, Stromverbrauch). 
Über den Home Manager ist es auch mög-
lich, den Verbrauch einzelner Geräte abzu-
fragen bzw. Geräte gezielt ein- und auszu-
schalten.

Zu dem System gehört weiter ein Ener-
giezähler (Energy Meter); er ermittelt die 
Messwerte am Anschlusspunkt und gibt die 
Daten über Speedwire an den Home Mana-

Der Deutsche Bundestag hat am 23.6.2016 
das „Gesetz zur Digitalisierung der Ener-
giewende“ beschlossen [1]. Am 8.7.2016 
erfolgte die Zustimmung durch den Bun-
desrat. Dieses Gesetz regelt Vorgaben und 
Verpflichtungen zum Einbau von „intelli-
genten Stromzählern“. Aufgabe der neu-
artigen Zähler ist es, den Verbrauch von 
Abnehmern zeitlich genau zu erfassen. Die 
Stromversorgung Deutschlands, die immer 
stärker auf die saisonal und tageszeitlich 
schwankenden Technologien Wind und PV 
setzt, braucht entsprechende Rahmendaten. 

Als goldene Regel gilt: Die Nachfrage soll 
möglichst eng der Erzeugung folgen. Bläst 
der Wind, kann man viel Strom verbrau-
chen. Scheint die Sonne und arbeiten die 
PV-Anlagen mit voller Kraft, kann man auch 
mehr Strom verbrauchen. Weht der Wind 
dagegen kaum und stellen die PV-Anlagen 
ihren Dienst ein, weil sich der Himmel 
verdunkelt, gilt es, die Nachfrage zu redu-
zieren. Das ist das Prinzip. Es ist leicht zu 
verstehen, dass diese ständigen und gegebe-
nenfalls auch sehr kurzfristig zu erfolgen-
den Reaktionen eine genaue Erfassung des 
Stromverbrauchs und damit „intelligente 
Zähler“ voraussetzen. 

Makro-Ökonomie und 
Pico-Ökonomie

Die „Digitalisierung der Stromversorgung“ 
ist eines der großen aktuellen Themen in 
der Energiepolitik. Unter den zahlreichen 
Untersuchungen in den letzten Jahren auf 
diesem Feld ragen vor allem die Nutzen-
Kosten-Rechnungen zum Einsatz intelligen-
ter Zähler heraus (siehe dazu insbesondere 
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ger weiter. Der Home Manager übermittelt 
die Informationen seinerseits weiter an das 
Portal.

Schließlich gibt es noch Funksteckdosen, 
die zwischen Netz und Gerät geschaltet 
werden. Die Funksteckdosen dienen dazu, 
Daten und Signale kabellos über Bluetooth 
zwischen Gerät und Home Manager zu über-
tragen.

Die bisherigen Erfahrungen mit dem „intel-
ligenten Stromzähler“ sind in dem Haushalt 
durchweg positiv. Das System konnte ohne 
größere Probleme installiert und über das 
Portal nutzerfreundlich konfiguriert wer-
den. Es war sofort einsatzfertig und liefer-
te aus dem Stand alle zur Beurteilung der 
Stromversorgung relevanten Daten. Hervor-
zuheben sind auch die guten Möglichkeiten 
des Systems zur Visualisierung und zur 
Analyse historischer Entwicklungen. Al-
lerdings hatte die Anlage auch ihren Preis: 
Die Kosten für die neue Messtechnik belie-
fen sich auf fast 1.000  € (Home Manager: 
337  €; Energiezähler: 350  €; 1 Funksteck-
dose: 126 €; Installation: 160 €). Angesichts 
dieser Ausgaben ist zu hoffen, dass der Her-
steller auch noch in 20 Jahren existiert und 
das Portal betreibt. Hier liegt ein gewisses 
– bisher noch zu wenig beachtetes – Risiko 
für die langfristige Funktionsfähigkeit der 
Anlage. 

Wo fließt der Strom?

Die Einsicht von Max Planck, dem Begrün-
der der Quantenphysik, dass nur das exis-
tiert, was man messen kann, erinnert da-
ran, wie wichtig Messungen sind, um einen 
Sachverhalt genau beurteilen zu können. 
Was wissen wir über die Stromflüsse des 
Haushalts? Zunächst ein Überblick, in dem 
sich für das Jahr 2015/2016 das folgende 
Bild (siehe auch Abb. 1) ergibt. 

 Der Haushalt verbrauchte 1.692  kWh 
Strom. Davon stammten 320  kWh von der 
PV-Anlage. Der Rest, 1.372 kWh, wurde aus 
dem Netz bezogen. Die PV-Anlage erzeugte 
726 kWh. Davon wurden 406 kWh ins Netz 
eingespeist. 

 Ein wesentlicher Teil des Stromver-
brauchs entfiel auf die Kategorie „Informati-
on und Kommunikation“ (nahezu 30 %). Zu 
nennen sind hier die EDV-Anlage (Compu-

ter, Laserdrucker, Router), Telefon, Fernse-
her, CD-Player und mehre Radios. 

 In der Summe verbrauchten auch die 
zahlreichen im Haushalt befindlichen elek-
trischen Kleingeräte viel Strom (rund 20 %). 
Zu den wichtigsten Verbrauchern gehören 
hier das Bügeleisen (1.800 W), der Föhn 
(1.100 W) und der Staubsauger (650 W).

 Der Stromverbrauch für das Kühlge-
friergerät lag bei rund 15 %. 

 Waschmaschine und Spülmaschine ver-
brauchten jeweils rund 7 %.

 Eine größere Einzelposition war 
schließlich noch der Stromverbrauch der 
zwei Pumpen in der Heizungsanlage und 
der zwei Pumpen zur Nutzung der Solar-
anlage. Obwohl hier schon energieeffizien-
te Pumpen zum Einsatz kommen, lag der 
Verbrauch der Pumpen bei rund 10  % des 
gesamten Stromverbrauchs.

 Der Stromverbrauch für die Beleuch-
tung lag auch bei 10 %. 

Grundlast und Höchstlast

Die entscheidende Fähigkeit des neuen 
Stromzählers, seine „Intelligenz“, besteht 
darin, dass er die Belastung des Stromnetzes 
(die sog. Last) und den Stromverbrauch des 
Haushaltes im Verlauf des Tages zeitgenau er-
mitteln kann. In Verbindung mit einer Funk-
steckdose kann der Zähler auch die Last bzw. 
den Verbrauch einzelner Geräte verfolgen.

Exemplarisch sei der Stromverbrauch an ei-
nem normalen Samstag analysiert (Abb. 2). 
Der Tag beginnt mit einer längeren Perio-
de, in der sich die Last zwischen 57 und 
102 W bewegt. Ursache für diese Schwan-
kungen ist das Kühlgefriergerät, das im-
mer wieder an- und abschaltet. Die Band-
breite von rund 60 bis 100  W kann man 
als Grundlast bezeichnen. Ab 8 Uhr steigt 
die Last leicht. Kurz nach 11 Uhr steigt sie 
weiter auf rund 290 W. Um 14 Uhr kann 
man schließlich eine deutliche Verände-
rung beobachten. Die Spülmaschine wird 
in Betrieb gesetzt. Sie bringt die Last auf 
fast 1.800 W, die Höchstlast an diesem Tag. 
Diese Verbrauchsspitze hält allerdings nur 
Minuten, um das durch die Solaranlage auf 
50 °C vorgewärmte Wasser auf die Betrieb-
stemperatur der Spülmaschine anzuheben. 
Gegen 16 Uhr lässt sich eine zweite Ver-
brauchsspitze beobachten. Jetzt trocknet 
die Maschine das Geschirr. Für den gesam-
ten Waschvorgang hat die Spülmaschine 
Strom in Höhe von 954 Wh verbraucht. 
Nach 16 Uhr geht die Last wieder auf ein 
deutlich niedrigeres Niveau zurück (Band-
breite 70 bis 140 W). Gegen 21:30 Uhr er-
folgt dann wieder ein Anstieg. Jetzt kommt 
die Beleuchtung ins Spiel; durch Computer 
und Fernsehnutzung steigt die Last auf 
ein Niveau von kurzfristig bis 305 W. Zum 
Ende des Tages sinkt die Last wieder auf 
den Grundbedarf von 57 W.

Abb. 1 Landkarte der Stromflüsse in einem konkreten Haushalt (Angaben in kWh)



44 ENERGIEWIRTSCHAFTLICHE TAGESFRAGEN 66. Jg. (2016) Heft 10

ZUKUNFTSFRAGEN

In einem Punkt haben die Messungen ein 
überraschendes Ergebnis hervorgebracht. 
Die Rede ist von der hohen Grundlast. Es 
gibt eine ganze Reihe von Geräten, die 24 
Stunden in Betrieb gehalten werden. Typi-
sche Beispiele sind der Satellitenempfänger 
mit 6 W, die Telefonanlage einschließlich 
Internet mit 12 W, die Türsprechanlage mit 
6 W und der Gasmelder mit 3 W. Hinzu kom-
men aber auch der Homemanager mit 4 W 
und die Funksteckdose mit 2 W. Man sieht: 
Nichts im Leben ist umsonst; auch nicht die 
Möglichkeiten, Strom einzusparen bzw. Las-
ten zu verlagern. 

An dieser Stelle ist der Hinweis zu einem 
„Spezialthema“ wichtig, das für eine erfolg-
reiche Einführung der neuen Stromzähler 
von größter Bedeutung ist. Wer auf Abb. 2 
schaut, sieht sehr schnell, warum Daten-
schutz und Datensicherheit beim Einsatz der 
intelligenten Stromzähler so wichtig sind. 
Konsequenterweise enthält der Entwurf des 
Gesetzes zur Digitalisierung der Energiewen-
de ein umfangreiches Regelwerk, um sicher-
zustellen, dass nur berechtigte Akteure Zu-
griff auf die Daten haben und allen anderen 
der Einblick in die privaten Lebensumstände 
von Verbrauchern versperrt bleibt. 

Beitrag der Solarenergie

Wie wird der Stromverbrauch gedeckt? Um 
diese Frage zu beantworten, ist ein Blick auf 
die Solarbilanz hilfreich. Um 7 Uhr beginnt 
die Solaranlage zu arbeiten (Abb. 3). Um 9 
Uhr beträgt die Leistung schon 151 W, um 
12:15 Uhr erreicht sie ihren Tageshöchst-
wert mit 825 W. Bis etwa 17 Uhr ändert sich 

die Leistung mehrfach. Sie liegt aber immer 
in einer Bandbreite von 400 bis 800 W. Nach 
17 Uhr geht die Leistung dann kontinuier-
lich zurück und gegen 21:15 Uhr stellt die 
Anlage ihren Betrieb ein. 

Es ist bemerkenswert, dass die Solaranlage 
– sieht man von der Verbrauchsspitze durch 
den Betrieb der Spülmaschine ab – von 8 
bis 20:30 Uhr in der Lage ist, den gesamten 
Stromverbrauch des Haushaltes zu decken. 
Dabei darf man aber nicht übersehen, dass 
dieser Tag ein guter „Solar-Tag“ war. Es gibt 
natürlich auch Tage, bei denen die Leistung 
der Solaranlage so gering ist, dass man 
durchgängig auf das Netz angewiesen ist.

Das wesentliche Ziel der Digitalisierung der 
Stromversorgung ist es, die Stromnachfrage 
durch Lastverschiebungen zu steuern. Ge-
meint ist, die Geräte zeitlich möglichst so zu 
nutzen, dass sie bei Stromüberschuss (etwa 
zur Mittagszeit mit viel Solarenergie) in Be-
trieb genommen und bei Stromdefizit (vor al-
lem in der Nacht) zurückgefahren oder auch 
stillgelegt werden. Angesichts der Ausgangs-
lage des hier betrachteten Haushaltes fällt 
es schwer, interessante Potenziale für eine 
Lastverschiebung zu benennen. Das Kühlge-
friergerät, das sich noch am ehesten zu einer 
Verbrauchssteuerung eignen würde, ist mit 
einem Verbrauch von weniger als 1 kWh pro 
Tag keine attraktive Option. Waschmaschine 
und Spülmaschine kommen auch nicht in Be-
tracht, zumal es hier seit Jahren Praxis ist, 
vor allem zur Mittagszeit zu waschen und zu 
spülen, um das warme Wasser der Solaran-
lage zu nutzen. Auch der Einsatz eines Spei-
chers wäre kaum von Nutzen. Dazu werden 

zu wenig kWh „bewegt“. Eine Batterie könnte 
allenfalls einen Beitrag zum Tag/Nachtaus-
gleich an besonders sonnenreichen Tagen 
leisten, bei allerdings unverhältnismäßig ho-
hen Investitionskosten.

Als Gesamtergebnis kann man festhalten: 
Insgesamt wurde an dem für diese Analyse 
ausgewählten Tag Strom in Höhe von 3.348 
Wh verbraucht. Der Netzbezug belief sich 
auf 1.707 Wh. Der Grund für diese Differenz 
ist der relativ hohe Solarertrag. Die Strom-
kosten an diesem Tag betrugen 0,46 € (bei 
einem Strompreis von 26,99 ct pro kWh).

Diese Daten weisen darauf hin, wie schwie-
rig es ist, einen „Stromsparhaushalt“ von 
den Vorteilen eines „digitalen Zählers“ 
zu überzeugen. Der Gesetzgeber weiß um 
diesen Sachverhalt und hat konsequen-
terweise in dem Gesetz zu Digitalisierung 
keinen Pflichteinbau für Verbraucher bis 
6.000 kWh vorgesehen.

Energiewirtschaftliche  
Einordnung

Die hier genannten Daten sind natürlich nicht 
repräsentativ [4]. Und vielleicht wäre es auch 
gar nicht wert, über die Erfahrungen eines 
einzelnen Haushaltes zu berichten, wenn es 
da nicht etwas gäbe, was sich aus diesen Be-
obachtungen im Kleinen für das große Ganze 
ableiten ließe. Was ist hier gemeint? 

Es gibt zwei Wege, auf denen Verbraucher 
ins „Energieparadies“ gelangen können. Der 
eine Weg folgt dem Ziel, den Stromverbrauch 
absolut möglichst gering zu halten. Wer die-

Abb. 2 Typische Lastverteilung an einem normalen Wochentag (9.7.2016) Abb. 3 Solarbilanz an einem sonnenreichen Sommertag (9.7.2016)
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sen Weg gehen will, kann die Argumente 
eines sparsamen Ressourceneinsatzes und 
einer insgesamt nachhaltigen Entwicklung 
ins Feld führen. Der andere Weg hat das 
Ziel, einen angemessenen Beitrag zur Last-
steuerung zu leisten. Wer diesem Gedanken 
folgt, dem geht es vor allem um Sicherheit 
und Funktionsfähigkeit einer Stromversor-
gung im Zeitalter der erneuerbaren Energi-
en. Beide Linien sind nachvollziehbar. Aber 
zu behaupten, dass man sowohl den einen 
als auch den anderen Weg gleichzeitig be-
schreiten kann, würde bedeuten, dem ge-
sunden Menschenverstand Gewalt anzutun.

Man kann sagen, dass der Haushalt, über den 
hier berichtet wurde, schon mit einem Bein 
in der Welt lebt, die von der Bundesregierung 
in ihrem Energiekonzept von 2010 als Modell 
für eine entfernte Zukunft vorgegeben wor-
den ist. Der Haushalt braucht wenig Strom, 
nämlich kaum mehr als die Hälfte eines ver-
gleichbaren Durchschnittshaushaltes [5]. Er 
deckt nahezu 20  % seines Stromverbrauchs 
mit seiner PV-Anlage und speist darüber hin-

aus noch rund 400 kWh ins Netz, die er nicht 
selbst verbrauchen kann. Schließlich bezieht 
er 12  % seines Wärmebedarfs durch eine 
thermische Solaranlage, was sich auch in 
der Strombilanz niederschlägt. Gleichzeitig 
offenbart sich in dem niedrigen Verbrauchs-
niveau aber auch ein gewaltiger Nachteil: Der 
Haushalt kann keinen Beitrag zu dem ener-
giewirtschaftlich künftig immer notwendige-
ren Lastmanagement leisten.

Sinkender oder steigender  
Stromverbrauch?

Der Weg in die Energiezukunft ist keines-
wegs so klar, wie manche zuweilen vorge-
ben. Die Erfahrungen zeigen, dass sich die 
Dinge immer wieder ändern und die Wahr-
heit von heute oft der Irrtum von morgen 
ist [6]. Dennoch versteht man heute besser 
als früher, dass der weitere Ausbau der er-
neuerbaren Energien in Deutschland Last-
verschiebungen in erheblichem Umfang 
notwendig macht. Mehr Lastmanagement 
bedeutet aber mehr Einsatz von sog. „netz-

dienlichen Geräten“ und das wiederum läuft 
auf einen höheren Stromverbrauch hinaus. 
Entscheidend sind dabei vor allem die „gro-
ßen Lösungen“, also die Umstellung der 
Wärmeversorgung auf Strom (Wärmepum-
pe, Speicherheizung) und die Elektrifizie-
rung des Individualverkehrs (Elektrofahr-
zeuge). Beides führt hin zu den heute noch 
eher visionären Vorstellungen von „netz-
dienlichen Gebäuden“ oder „netzdienlichen 
Quartieren“ [7].

Mit der Digitalisierung der Stromversorgung 
tritt die Energiepolitik in eine neue Phase. 
Die Energiezukunft Deutschlands erscheint 
in einem neuen Bild (siehe Abb.  4). Aktu-
elle Studien kommen unter der Annahme 
einer weitgehenden Umstellung der Wär-
meversorgung und des Individualverkehrs 
(thematisiert unter dem Stichwort „Sek-
torkopplung“) zu dem Ergebnis, dass der 
Stromverbrauch von heute rund 600  TWh 
bis 2050 auf 1.300 TWh ansteigen kann [8]. 
Und in dem Entwurf des „Klimaschutzplans 
2050“ der Bundesregierung vom Juli 2016 

2. EUROFORUM-Konferenz  
3. und 4. November 2016, Berlin
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wird erwartet, dass der Stromverbrauch in 
2050 etwa 200 bis 250 TWh über dem heu-
tigen Niveau liegen wird (plus rund 40 %). 
Beides ist ein ziemlicher Gegensatz zu den 
Planungen der Bundesregierung in ihrem 
Energiekonzept von 2010. Damals war die 
Bundesregierung noch von einer Absen-
kung des Stromverbrauchs bis 2020 um 
10 % (auf 553 TWh) und bis 2050 um 25 % 
(auf 461 TWh) ausgegangen.

Neue Geschäftsmodelle  
zeichnen sich ab

Viele Unternehmen haben die Perspektive 
einer deutlich steigenden Stromnachfra-
ge schon fest im Blick. Die Digitalisierung 
der Stromversorgung eröffnet ihnen neue 
Marktchancen. Allenthalben wird über die 
Entwicklung neuer Geschäftsmodelle nach-

gedacht. Insbesondere der Zugriff auf die 
vielen Daten gilt als neue Quelle sprudeln-
der Erlöse. 

Bei den erneuerbaren Energien wächst da-
rüber hinaus die Zuversicht, dass es gelingt, 
die Zwietracht zwischen den verschiedenen 
erneuerbaren Energieträgern zurückzu-
drängen, da jetzt für alle mehr „Entwick-
lungrsaum“ zur Verfügung steht. Aber auch 
die traditionellen Stromversorger können 
sich neue Hoffnungen machen. Denn je 
höher die wetterabhängigen Erneuerbaren 
„auf die Bäume hinauf klettern“, umso grö-
ßer wird das Versorgungsrisiko. 

Wie man mit dieser Situation umgeht, ist 
eine wichtige und tiefergehende energie-
politische Frage. Auch wenn die Antworten 
hier noch ausstehen, wird die Lösung neben 

einem weiteren Aus- und Umbau der Netze 
sowie dem Einsatz von Speichern vor allem 
in einer pragmatischen Arbeitsteilung zwi-
schen erneuerbaren und konventionellen 
Erzeugungssystemen liegen. 
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Abb. 4 Bruttostromverbrauch in Deutschland: Perspektiven bis 2050

Als größte branchenübergreifende Veranstaltung zur Energiewende bringt 
der dena-Kongress die führenden Expertinnen und Experten sowie Ent-
scheiderinnen und Entscheider aus Politik und Wirtschaft auf dem Gebiet 
der zukünftigen energetischen Versorgung zusammen. Das Forum tagt zu 
einem wichtigen Zeitpunkt: Der Deutsche Bundestag und der Deutsche 
Bundesrat haben im Juli ein weiteres umfangreiches Energie-Gesetzespaket 
beschlossen. Damit wird die ehrgeizige energiepolitische Agenda dieser Le-
gislaturperiode weiter umgesetzt und ein neues Kapitel der Energiewende 
aufgeschlagen. Doch reicht das aus?

Der dena-Kongress, der am 22./23.11.2016 in Berlin stattfindet, stellt 
sich dieser Frage quer über alle Sektoren, die für den Erfolg der Energie-
wende erforderlich sind. Erst dann wird man sagen können, ob die ener-

giepolitischen Beschlüsse von Bundestag und Bundesrat wirklich in die 
richtige Richtung weisen. Ein nüchterner Blick auf die aktuelle Situation 
und die ehrgeizigen Ziele zeigt: Es wird auch in der kommenden Legis-
laturperiode einiges zu diskutieren geben. Ein von der Bundesregierung 
betriebener Top-down-Ansatz wird sicher nicht genügen. Dezentralisie-
rung und Kostenentwicklungen, neue Akteure, Digitalisierung und immer 
mehr Innovationen werden zunehmend stärker für eine von den Kunden 
getriebene Bottom-up-Energiewende sorgen. Doch wie wird sich das auf 
Infrastruktur, auf Politik und Regulierung, auf die Chancen- und Lasten-
verteilung der Energiewende auswirken? Darauf versucht der dena-Kon-
gress Anworten zu finden.

Weitere Informationen: www.dena-kongress.de

dena-Kongress: Die Zukunft der Energiewende
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Warum werden in Deutschland die Vorteile einer  
europäischen EE-Kooperation nicht genutzt?
Am 28.9.2010 hat die Bundesregierung das Energiekonzept für eine umweltschonende, zuverlässige und bezahlbare 
Energieversorgung veröffentlicht. Die damals auch auf Kostenminimierung ausgerichteten Szenarien legten nahe, „dass 
Deutschland langfristig einen erheblichen Anteil seines Strombedarfs aus erneuerbaren Quellen durch Importe decken“ 
soll. Man ging von einem europäischen System der erneuerbare Energien (EE)-Förderung aus und versprach sich davon 
eine kostengünstigte Lösung. Realität ist der Binnenmarkt im Bereich der Erneuerbaren bisher nicht geworden. Mit dem 
Ausschreibungsverfahren und der am 1.6.2016 beschlossenen „Grenzüberschreitende-Erneuerbare-Energien-Verordnung“ 
hat die Bundesregierung allerdings einen ersten Schritt unternommen, den Markt in diese Richtung zu öffnen.

päischen Ausland angeführt, damit waren 
im Wesentlichen Photovoltaik- und Wind-
standorte im Süden bzw. an den Küstenlini-
en Europas gemeint (vgl. Abb).

Mechanismen der  
Zusammenarbeit

Etwa zeitgleich mit dem Energiekonzept trat 
die EU-Richtlinie 2009/28/EG zur Förderung 
der Nutzung von Energie aus erneuerbaren 
Quellen in Kraft. In dieser Richtlinie wurden 
zwischen den Mitgliedstaaten Kooperationen 
vorgesehen, die darauf zielen, das europaweit 
ungleich verteilte Potenzial zur Nutzung von 
erneuerbaren Energien wie Sonne, Wind 
oder Wasserkraft optimal auszuschöpfen. 
Erneuerbare Energien sollten gezielt dort er-
zeugt werden, wo dies am kostengünstigsten 
und ertragreichsten möglich ist. Dabei wer-
den vier Mechanismen unterschieden [2]:

 Statistische Transfers zwischen Mitglied-
staaten (Art. 6): Ohne dass tatsächlich Strom 
geliefert wird, können Mitgliedstaaten, de-
ren Potenzial für EE begrenzt oder nur mit 
hohen Kosten erschließbar ist, kosteneffie-
zientere Ausbaumöglichkeiten in anderen 
Mitgliedstaaten nutzen, um diese durch 
Ausgleichzahlungen auf ihr nationales Aus-
bauziel anzurechnen.

 Gemeinsame Projekte (Art. 7, 8): Die ge-
meinsame Finanzierung von Projekten mit 
anteiliger Anrechnung auf die nationalen 
Ausbauziele der berteiligten Mitgliedstaa-
ten ermöglicht es, kosteneffiziente Potenzi-
ale auszuschöpfen.

 Gemeinsame Projekte mit Drittstaaten 
(Art. 9, 10): Strom, der aus gemeinsamen 
Projekten mit Drittstaaten in die EU gelie-
fert wird, kann auf das nationale EE-Ziel 
des beteiligten Mitgliedstaates angerechnet 
werden.

 Gemeinsame Förderregelungen (Art. 
11): Mitgliedstaaten können ihre nationalen 
Förderregelungen, wie z.  B. Einspeisetarife, 
komplett zusammenlegen oder teilweise ko-
ordinieren. Dazu müssen sie sich einigen, 
welchem Staat in welchem Umfang die er-
zeugte Energiemenge auf sein nationales 
Ausbauziel gutgeschrieben wird.

Das Centrum für Europäische Politik (cep) 
bekräftigt bereits 2012 mit seiner Studie 
„Europäisiert die Erneuerbaren!“, dass eine 
Angleichung von Förderpolitiken den Tech-
nologie- und Standortwettbewerb stärkt 
und eine dauerhaft ineffiziente EE-Sub-
ventionierung verhindert. Das europaweite 
Potenzial erneuerbarer Energien könne so-
mit umfassend und kosteneffizient ausge-
schöpft werden.

2014 hat das Energiewirtschaftliche Institut 
an der Universität zu Köln (EWI) das Thema 

Die „Energieszenarien für ein Energiekonzept 
der Bundesregierung“ hatten zum Ergebnis, 
dass die Klimaschutzziele kostengünstiger 
erreicht werden, wenn erhebliche Stromim-
porte zugrunde gelegt werden. 22-31 % der 
Stromnachfrage sollten demnach in 2050 
durch EE-Anlagen jenseits der deutschen 
Grenzen gedeckt werden [1]. Dabei ging man 
2010 noch von einer Laufzeitverlängerung 
der Kernkraftwerke aus. Auch die 2010 auf-
gezeigte und im Energiekonzept festgeschrie-
bene Senkung des Stromverbrauchs wird 
heute so nicht mehr gesehen – ganz im Ge-
genteil, wird eine deutlich steigende Strom-
nachfrage angenommen. Wäre es deswegen 
nicht zweckmäßig, die Option Europa erneut 
und mit Nachdruck aufzurufen?

Als wesentliche Treiber, die für einen eu-
ropäischen Ansatz sprechen, wurden die 
günstigeren Erzeugungsoptionen im euro-

Abb.   Stromerzeugung nach Energieträgern 2008 und 2050 in TWh  Quelle: [1]
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Kooperation der EU-Mitgliedstaaten bei der 
Förderung von Erneuerbaren in mehreren 
Studien [3] untersucht und kam zu dem Er-rr
gebnis, dass Deutschland sogar am stärks-
ten von einer Kooperation profitiert. Erneu-
erbarer Strom kann zu niedrigeren Preisen 
an günstigen Standorten erzeugt werden, 
was zu einer signifikanten Kostenminde-
rung bei der Erreichung der deutschen EE-
Ausbauziele führt, wenngleich der Ausbau 
nicht mehr allein in Deutschland stattfindet. 
In einer weiteren Studie zeigen die Autoren,
dass EU-weite Kooperationsgewinne, defi-
niert als Kosteneinsparungen, von 41–45 % 
möglich sind [4].

Schon im November 2013 hatte die EU-
Kommission im Rahmen der „Leitlinien zur 
Vollendung des Elektrizitätsbinnenmark-kk
tes und zur optimalen Nutzung staatlicher
Interventionen“ nochmals die Umsetzung 
gemeinsamer Förderregelungen für Erneu-
erbare gefordert. Dort wird ausdrücklich zu 
grenzübergreifenden EE-Förderregelungen 
geraten, um dadurch die Kosten zu senken 
und Verzerrungen auf dem Binnenmarkt,
die auf unterschiedliche nationale Konzepte 
zurückgehen, zu reduzieren.

Trotz alledem wurde von den in der Richtlinie 
2009/28/EG angelegten Mechanismen von 
Deutschland bisher kein Gebrauch gemacht. 
Dabei ufern die Kosten der EE-Förderung 
hierzulande inzwischen aus. Es gibt große 
Widerstände gegen den Bau von Windkraft-t
anlagen und neuen Leitungen. Insgesamt ist 
die Erfüllung der deutschen Ziele unnötiger-rr
weise noch immer stark national ausgerichtet 
und auf das eigene Territorium beschränkt. 

Es stellt sich die Frage, warum die europä-
ische Lösung nicht nachdrücklich verfolgt
wird und die zur Verfügung stehenden 
Mechanismen ungenutzt blieben. Insbeson-
dere auch, weil Deutschland massive Leis-
tungsbilanzüberschüsse zu vielen Ländern 
aufweist, die günstige EE-Standorte bieten. 
Eine Europäisierung der EE-Förderung wäre
gleichzeitig ein Beitrag, schädliche Un-
gleichgeichte abzubauen.

Erster Schritt in  
Richtung Wettbewerb

Das im EEG 2017 eingeführte Ausschrei-
bungsverfahren für erneuerbare Energien 
in Verbindung mit der „Grenzüberschreiten-

de-Erneuerbare-Energien-Verordnung“ vom
1.6.2016 kann als erster Schritt in Richtung
Wettbewerb der Standorte und Technologi-
en gesehen werden. Diesem Schritt könnten 
und sollten weitere Schritte folgen, zumal 
mit der Verordnung ab 2017 lediglich 5 %
der jährlich zu installierenden Leistung für 
die Teilnahme von Anlagen in anderen Mit-
gliedstaaten geöffnet werden.ffff
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„et“-Redaktion

Die deutsche Energiewende ist ein einzigartiges Experiment, dessen Wurzeln weit vor Fukushima und den daraus gezogenen 
energiepolitischen Schlüssen liegen. Hierzu zählt die im Rahmen des Klimaschutzes verbesserte Effizienz neuer Kohle- und Gas-
kraftwerke, mit weltweit führenden Anlagen.

Clemens Tauber beschäftigt sich mit den Auswirkungen der Klimaschutzpolitik auf die Stromerzeugung durch Großkraftwerke, 
zieht dabei eine energiewirtschaftliche Bilanz und zeigt, dass wir aus Gründen der Versorgungssicherheit nicht auf thermische 
Kraftwerke verzichten können. Unter den sich ändernden energiewirtschaftlichen Randbedingungen müssen diese Anlagen je-
doch hocheffizient und flexibel sein. Die Energiewende benötigt zunehmend mehr „Rennpferde“ und weniger „Arbeitspferde“.

Im Mittelpunkt stehen Veränderungen des E.ON-Kraftwerkparks in 
den letzten zehn Jahren in Deutschland. Diese Veränderungen wer-

den anhand von Schlüsselterminen, die 
der Autor in seiner Funktion als Presse-
sprecher für die E.ON Kraftwerke GmbH 
wahrgenommen hat, aus persönlicher 
Anschauung eindrucksvoll beschrieben 
und bebildert. Der Leser erfährt dabei 
auch, welche Anstrengungen unter-
nommen wurden, um Kohle- und Gas-
kraftwerke effizienter und damit kli-
mafreundlicher zu machen. Das Buch 
gibt zudem Einblicke in die unterneh-
mensgeschichtliche Entwicklung des 
Konzerns.

Clemens Tauber

Thermische Kraftwerke
Versorgungssicherheit, Effizienz und Flexibilität für die Energiewende

Bestellanschrift:

Bitte liefern Sie       Exemplare

Thermische Kraftwerke

je 59,- € (+ Porto) У ISBN: 978-3-942370-39-4

  EW Medien und Kongresse GmbH


